
Jahrgang 17 Donnerstag, den 05.03.2009 Nummer 04/09

der Verwaltungsgemeinschaft GREUSSEN
AAMMTTSSBBLLAATTTT

 Clingen Niederbösa

Greußen/Grüningen

Topfstedt
WestgreußenTrebra

Wasserthaleben

Erkerturm und Teil von Stuck-
elementen an dem Wohnhaus
Nr. 14 in der Lindenstraße
Greußen

Für Hinweise auf existente oder
ehemalige Kleinode aus dem Bereich

der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
sind wir dankbar. Wir veröffentlichen

in loser Reihenfolge.



AMTSBLATT - 2 - Nr.04/09

Impressum
Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
Herausgeber: Verwaltungsgemeinschaft Greußen
Verlag und Druck:                 Inh. Matthias Drückler
Helbe-Eck 1  •   Greußen  •   ✆  0 36 36 / 7 91 20  •   Fax  0 36 36 / 7 91 22
e-mail: uniwerbung@onlinehome.de
Verantwortlich für den amtlichen Teil:
Wolfgang Ehrhardt, Vorsitzender der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
Redaktion amtlicher und nichtamtlicher Teil:
Karl-Heinz Kämmerer, Hauptamtsleiter der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
Verantwortlich für den Anzeigenteil:
Matthias Drückler, erreichbar unter Anschrift Verlag und Druck
Zustelldienst:        erreichbar unter Anschrift Verlag und Druck
Erscheinungsweise:  14tägig, kostenlos an alle Haushalte der Mitgliedsstädte
und Gemeinden der Verwaltungsgemeinschaft Greußen.
Im Bedarfsfall können Sie Einzelexemplare zum Bruttopreis von 2,05 Euro incl.
Porto über die Verwaltungsgemeinschaft Greußen, Bahnhofstraße 13a, 99718
Greußen  •   Tel.: 03636/76220  •   Fax: 03636/762276  •   e-mail: vg@greussen.de
bestellen.

Inhaber: Matthias Drückler

Inhaber: Matthias Drückler

Amtlicher Teil
Die nachgenannten Beschlüsse aus den öffentlichen Teilen der Stadt-
und Gemeinderatssitzungen liegen im Hauptamt zur Einsichtnahme aus.

VG Greußen

Wichtige Information!
Nächster Erscheinungstermin des Amtsblattes:

Do., 19.03.2009 Redaktionsschluß: Fr., der 13.03.2009

gez.: Ehrhardt/ Gemeinschaftsvorsitzender

Stadt Greußen/Grüningen

Amtliche Bekanntmachung!
Beschlüsse der 30. Sitzung des Stadtrates der Stadt Greußen
(- öffenltich - nichtöffentlich- ) vom 24.02.2009
I. öffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 53/30/2009
zur dritten Änderung der Hauptsatzung der Stadt Greußen
Beschluß Nr.: 54/30/2009
über die Bestellung einer Wahlleiterin sowie deren Stellvertreterin
für die Kommunalwahl am 07.06.2009
Beschluß Nr.: 55/30/2009
zur Satzung über die Gebühren für die Benutzung des Museums
der Stadt Greußen
II. nichtöffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 56/30/2009
zwecks Überarbeitung bis zur nächsten Sitzung des Stadtrates
zurückgestellt

Amtliche Bekanntmachung!
Hauptsatzung

aufgrund des § 19 ff der Thüringer Kommunalordnung (ThürKO) vom
16.08.1993 (GVBl. S. 501) in der Fassung der Neubekanntmachung vom
28. Januar 2003 (GVBl. S. 41)  geändert am 09.10.2008 (GVBl 353, 361) in
Verbindung mit § 4 der Thüringer Bekanntmachungsverordnung
(ThürBekVO) vom 22.08.1994 GVBl. S. 1045) beschließt der Stadtrat der
Stadt Greußen in seiner Sitzung am 24.02.2009 nachfolgende 3. Änderung
zur Hauptsatzung der Stadt Greußen vom 24.11.2003.

§ 1
Name

(1) Die Stadt führt den Namen "Greußen".
(2) Der Ortsteil behält seinen bisherigen Namen in Verbindung mit dem

Namen der Stadt.
§ 2

Stadtwappen, Stadtflagge, Stadtsiegel
(3) Das Stadtwappen zeigt Schild:

in Blau, ein gerüsteter Reiter auf goldgezäuntem silbernem Roß mit
silbernem Schwert, seinen roter Umhang teilend, unten von einem klei-
nen blauen Schild mit. einem gekrönten goldenen Löwen begleitet.

(1)  Die Flagge der Stadt zeigt die Farben: Weiß (Silber) und Blau.
(3) Das Dienstsiegel trägt die Umschrift Das Dienstsiegel trägt die Um-

schrift: "Land Thüringen - Stadt  Greußen" und zeigt das Stadtwappen
der Stadt Greußen

§ 3
Ortsteile

Das Gemeindegebiet gliedert sich in folgende Ortsteile:
        1. Grüningen
Die räumliche Abgrenzung des Ortsteiles ergibt sich aus der als Anlage
beigefügten Karte, die Bestandteil der Hauptsatzung ist.

§ 4
* Ortsteile mit Ortsteilverfassung

(1) Der Ortsteil Grüningen erhält eine Ortsteilverfassung gemäß § 45
ThürKO.
Die räumliche Abgrenzung der Ortsteile mit Ortsteilverfassung ergibt
sich aus der als Anlage beigefügten Karte, die Bestandteil der Haupts-
atzung ist.

(2) Die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrats erfolgt nach folgen-
den Regelungen:

a) Für das aktive und passive Wahlrecht finden die Bestimmungen des
Thüringer  Kommunalwahlgesetzes (ThürKWG) und der Thüringer
Kommunalwahlordnung ThürKWO) in der jeweils geltenden Fassung
entsprechend Anwendung, wobei an die Stelle des Begriffs "Gemein-
de" der Begriff "Ortsteil" mit Ortsteilverfassung" tritt.

b)  Die Wahl der weiteren Mitglieder des Ortsteilrats erfolgt durch  eine
Bürgerversammlung des Ortsteils. Die Bürgerversammlung wird durch
den Bürgermeister spätestens zwei Wochen vor der Bürgerversammlung
einberufen, indem Ort, Zeit und Tagesordnung (Wahl der weiteren Orts-
teilratsmitglieder) der Bürgerversammlung sowie die Notwendigkeit zur
Einreichung schriftlicher Wahlvorschläge durch ortsübliche Bekannt-
machung mitgeteilt werden. Jeder Wahlberechtigte ist darüber hinaus
durch die Gemeinde von der Wahl, dem Wahlort und dem Wahlzeitpunkt
schriftlich zu benachrichtigen. Die Benachrichtigung enthält zudem die
Aufforderung, die Wahlbenachrichtigung und den Personalausweis oder
Reisepass zur Wahl mitzubringen.

c) Der Bürgermeister leitet die Vorbereitung und Durchführung der Orts-
teilratswahl (Wahlleiter). Er kann mit der Führung der laufenden Wahl-
geschäfte einen geeigneten Bediensteten der Gemeinde beauftragen.
Der Wahlleiter wird von den Gemeindebediensteten unterstützt.

d) Der Bürgermeister leitet die Bürgerversammlung. Zu Beginn der Bürger-
versammlung tragen sich die wahlberechtigten Bürger des Ortsteils,
die sich am Wahlverfahren beteiligen wollen, durch Unterschrift in ein
Wählerverzeichnis des Ortsteils ein. Das Wählerverzeichnis des Orts-
teils wird von der Gemeinde am Wahlort ausgelegt. An der Bürger-
versammlung dürfen nur wahlberechtigte Bürger (Buchstabe a) teilnehmen.

e) Der Wahlleiter fordert in der Bürgerversammlung zum Vorschlag von
Bewerbern auf. Jeder Bürger des Ortsteils ist vorschlagsberechtigt. Er
kann höchstens so viele Personen vorschlagen, wie weitere Ortsteil-
ratsmitglieder zu wählen sind. Der Vorschlag muss schriftlich erfolgen
und den Nachnamen, Vornamen und den Beruf des Vorgeschlagenen
enthalten. Der Vorgeschlagene muss vor Beginn der Stimmabgabe seine
Einwilligung erklären. Ist der Vorgeschlagene nicht anwesend, so muss
dem Wahlleiter eine schriftliche Einwilligungserklärung vorliegen.

f) Nach Abschluss des Vorschlagsverfahrens ruft der Wahlleiter die vor-
geschlagenen Personen, die ihrem Vorschlag zugestimmt haben (Be-
werber), mit Namen und Beruf in der Reihenfolge auf, wie sie sich aus
dem Wählerverzeichnis ergibt. Wurden weniger als doppelt so viele Be-
werber vorgeschlagen, als weitere Mitglieder zu wählen sind, kann je-
der Bürger auch andere wählbare Personen (Buchstabe a) mit Nach-
namen, Vornamen und Beruf in den Stimmzettel eintragen und damit
wählen. Hierauf hat der Wahlleiter hinzuweisen.

g) Die Wahl ist geheim. Jeder Wahlberechtigte hat so viele Stimmen, wie
weitere Ortsteilratsmitglieder zu wählen sind. Er kann jedem Bewerber
aber nur eine Stimme geben.

h) Der Wahlberechtigte erhält einen amtlichen Stimmzettel, nachdem er
seine Wahlbenachrichtigung vorgelegt oder sich über seine Person aus-
gewiesen hat. Er begibt sich dann in die Wahlkabine, trägt dort auf
seinem Stimmzettel von ihm gewählte Bewerber mit Nachnamen, Vor-
namen und gegebenenfalls Beruf ein und faltet den Stimmzettel so,
dass bei der Stimmabgabe für andere Personen nicht  zu erkennen ist,
wie er gewählt hat. Der Wahlleiter stellt den Namen des  Wählers im
Wählerverzeichnis sowie seine Wahlberechtigung fest. Der Wähler legt
danach den gefalteten Stimmzettel in die Wahlurne. Die Stimmabgabe
wird im Wählerverzeichnis vermerkt. Hinsichtlich der Ungültigkeit von
Stimmen und  Stimmzetteln gilt § 19 Abs. 4 und 5 ThürKWG entsprechend.

i) Gewählt sind die Bewerber bzw. wählbaren Personen in der Reihenfol-
ge ihrer Stimmenzahl. Bei Stimmengleichheit entscheidet das Los.

j) Das Wahlergebnis wird in der Bürgerversammlung vom Wahlleiter be-
kannt gegeben.

(3) Der Ortsteilrat wählt aus seiner Mitte 1 Stellvertreter des Ortsteil-
bürgermeisters.
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(4) Zusätzlich zu den in § 45 Abs. 6 ThürKO aufgeführten Angelegenhei-
ten werden dem Ortsteilrat keine weiteren auf den Ortsteil bezogene
Aufgaben zur Beratung und Entscheidung übertragen

5 §
Bürgerbegehren, Bürgerentscheid

Die Bürger können über wichtige Angelegenheiten des eigenen Wirkungs-
kreises der Gemeinde die Durchführung eines Bürgerentscheids beantra-
gen (Bürgerbegehren).
Die Vorbereitung und Durchführung des Bürgerentscheids erfolgt gemäß
den Vorgaben im § 17 der Thüringer Kommunalordnung in der jeweils gel-
tenden Fassung.
Im Übrigen finden die Bestimmungen des Thüringer Kommunalwahlgesetzes
und der Thüringer Kommunalwahlordnung in der jeweils geltenden Fas-
sung entsprechende Anwendung.

§ 6
Einwohnerversammlung

(1) Der Bürgermeister beruft mindestens einmal jährlich eine Einwohner-
versammlung ein, um die Einwohner über wichtige Stadtan-
gelegenheiten zu unterrichten und diese mit ihnen zu erörtern. Darüber
hinaus ist eine Einwohnerversammlung einzuberufen, wenn wenigstens
20 v. H. der Einwohner über 18 Jahre dies unter Angabe der gewünsch-
ten Tagesordnung schriftlich beantragen.

(2) Dem Bürgermeister obliegt die Leitung der Einwohnerversammlung.
Er hat im Rahmen der Erörterung den Einwohnern in ausreichendem
Umfang Gelegenheit zur Äußerung zu geben. Soweit dies erforderlich
ist, kann der Bürgermeister zum Zweck der umfassenden Unterrich-
tung seine Mitarbeiter sowie Sachverständige hinzuziehen.

(3) Die Einwohner können Anfragen in wichtigen Stadtangelegenheiten,
die nicht von der Tagesordnung der Einwohnerversammlung erfaßt sind,
bis spätestens zwei Tage vor der Einwohnerversammlung bei der Stadt
einreichen. Die Anfragen sollen vom Bürgermeister in der Einwohner-
versammlung beantwortet werden.

§ 7
Stadtrat

Den Vorsitz im Stadtrat führt der Bürgermeister, im Fall seiner Verhinderung
sein Stellvertreter.

§ 8
Bürgermeister

(1) Der Bürgermeister wird unmittelbar von den Bürgern der Stadt gewählt
und ist hauptamtlich tätig.

(2) Der Stadtrat überträgt dem Bürgermeister neben den in § 29 ThürKO
aufgeführten Aufgaben die folgenden weiteren Angelegenheiten zur
selbständigen Erledigung:   - näheres regelt die Geschäftsordnung -.

§ 9
Beigeordnete

(1) Der Stadtrat wählt einen ehrenamtlichen (e) Beigeordneten (e).
(2) Der Bürgermeister wird im Fall seiner Verhinderung durch den Beige-

ordneten und, wenn auch dieser verhindert ist, durch ein per Beschluß
festgelegtes Stadtratsmitglied vertreten.

§ 10
Ausschüsse

Der Stadtrat bildet zur Erfüllung seiner Aufgaben einen Hauptausschuß
und weitere Ausschüsse, welche die Beschlüsse des Stadtrates vorberei-
ten (vorbereitende Ausschüsse) oder aber einzelne Angelegenheiten ab-
schließend entscheiden (beschließende Ausschüsse), und bestimmt deren
Bildung, Zusammensetzung und Aufgaben. Nähere Regelungen trifft die
Geschäftsordnung.

§ 11
Ehrenbezeichnungen

(1) Personen, die sich in besonderem Maße um die Stadt und das Wohl
ihrer Einwohner verdient gemacht haben, können zu Ehrenbürgern er-
nannt werden.

(2) Personen, die als Mitglieder des Stadtrates, Ehrenbeamtinnen oder
Ehrenbeamte, hauptamtliche Wahlbeamtinnen oder Wahlbeamte
insgesamt mindestens 20 Jahre ihr Mandat oder Amt ausgeübt haben,
können folgende Ehrenbezeichnungen erhalten:
Bürgermeisterin oder Bürgermeister = Ehrenbürgermeisterin oder
Ehrenbürgermeister,
Beigeordnete oder Beigeordneter = Ehrenbeigeordnete oder Ehren-
beigeordneter Mitglied des Ortsteilrat = Ehrenmitglied des Ortsteilrates,
Ortsteilbürgermeisterin oder Ortsteilbürgermeister = Ehrenortsteil-
bürgermeisterin oder Ehrenortsteilbürgermeister,
Sonstige Ehrenbeamtinnen oder Ehrenbeamte = eine die ausgeübte
ehrenamtliche Tätigkeit kennzeichnende Amtsbezeichnung mit dem Zu-
satz "Ehren-". Die Ehrenbezeichnung soll sich nach der zuletzt oder
überwiegend ausgeübten Funktion richten.

(3) Personen, die durch besondere Leistungen oder in sonstiger vorteil-
hafter Weise zur Mehrung des Ansehens der Stadt beigetragen haben,
können besonders geehrt werden. Der Stadtrat kann dazu spezielle
Richtlinien beschließen.

(4) Die Verleihung des Ehrenbürgerrechtes und der Ehrenbezeichnung soll
in feierlicher Form in einer Sitzung des Stadtrates unter Aushändigung
einer Urkunde vorgenommen werden.

(5) Die Stadt kann das Ehrenbürgerrecht und die Ehrenbezeichnung we-
gen unwürdigen Verhaltens entziehen.

§ 12
Entschädigungen

(1) Auf der Grundlage der Thüringer Entschädigungsverordnung
(ThürEntschVO) vom 29.08. 1995 (GVBl.S.311) geändert durch Art. 18
der VO vom 11.12.2001 (GVBl.2002 S.92) erhalten die Stadtrats-
mitglieder für ihre ehrenamtliche Mitwirkung bei den Beratungen und
Entscheidungen des Stadtrates und seiner Ausschüsse als Entschädi-
gung:
ein Sitzungsgeld von 10,- Euro für die notwendige , nachgewiesene
Teilnahme an Sitzungen des Stadtrates.
Das Sitzungsgeld für bestellte Mitglieder eines Ausschusses beträgt je
teilgenommener Sitzung 5,- Euro.
Die Vertreter in den Ausschüssen haben den gleichen Anspruch auf
das Sitzungsgeld.

(2) Mitglieder des Stadtrates, die Arbeiter oder Angestellte sind , haben
außerdem Anspruch auf Ersatz des nachgewiesenen Verdienstausfalls.
Selbständig Tätige erhalten eine Pauschale Entschädigung von 5,- Euro
je volle Stunde für den Verdienstausfall, der durch Zeitversäumnis in
Ihrer beruflichen Tätigkeit entstanden ist.
Sonstige Mitglieder des Stadtrates, die nicht erwerbstätig sind, jedoch
einen Mehrpersonenhaushalt von mind. 3 Personen führen , ( § 13 ,
Abs.1 Satz 4 ThürKO ), erhalten eine Pauschalentschädigung von 5,-
Euro je volle Stunde. Die Ersatzleistungen nach diesem Absatz werden
nur auf Antrag sowie für höchstens 8 Stunden pro Tag und auch nur bis
19.00 Uhr gewährt.

(3) Für eine notwendige auswertige Tätigkeit werden Reisekosten nach
dem Thüringer Reisekostengesetz gezahlt.

4) Für die Mitglieder des Ortsteilsrates und für ehrenamtlich Tätige, die
nicht Mitglied des Stadtrates sind, gelten die Regelungen hinsichtlich
des Sitzungsgeldes, des Verdienstausfalls bzw. der Pauschal-
entschädigung und der Reisekosten (Abs. 1, 2 u.3) entsprechend.
Bei Wahlen gilt für die Mitglieder des Wahlausschusses sowie der Wahl-
vorstände die Satzung der Stadt Greußen zur Entschädigung ehren-
amtlicher Wahlhelfer vom 29.05.00.

(5) Für die Wahrnehmung besonderer Funktionen und die hier durch ent-
stehenden höheren Belastungen und Aufwendungen erhalten eine zu-
sätzliche monatliche Entschädigung:
der Vorsitzende eines Ausschusses von 13,- Euro.

(6) Die ehrenamtlichen Kommunalwahlbeamten erhalten entsprechend den
Bestimmungen der Thüringer Aufwandsentschädigungsverordnung
(ThürAufEVO) vom 07.09.1993 zuletzt geändert durch Art. 14 der VO
vom 11.12.2001 (GVBl.2002 S.92) die folgenden Aufwands-
entschädigungen:

- der Ortsteilbürgermeister des Ortsteiles Grüningen erhält unter Beach-
tung seiner  Aufgaben angemessene 50 % von der auf 68 % zum Höchst-
satz festgelegten zulässigen Aufwandsentschädigung für einen ehren-
amtlichen Bürgermeister von Grüningen  unter Berücksichtigung der
Einwohnerzahl des Ortsteiles Grüningen.

- der ehrenamtliche 1. Beigeordnete erhält unter Beachtung seiner Auf-
gaben eine angemessene Aufwandsentschädigung von 25 % bezogen
auf 90 % zum Höchstsatz der zulässigen Aufwandsentschädigung für
einen ehrenamtlichen Bürgermeister durch Berücksichtigung der Ein-
wohnerzahl von Greußen.

§ 13
Öffentliche Bekanntmachungen

(1) Alle amtlichen Bekanntmachungen der Stadt Greußen werden im „Amts-
blatt der Verwaltungsgemeinschaft „Greußen"" veröffentlicht.

(2) Satzungen der Stadt werden öffentlich bekanntgemacht durch Veröf-
fentlichung im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft „Greußen"".

3) Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen des Stadtrates sowie des-
sen Ausschüsse und des Ortsteilsrates (§ 35 Abs.6 ThürKO) werden
durch Veröffentlichung im „Amtsblatt der Verwaltungsgemeinschaft
„Greußen"" oder über die Verkündungstafel am Verwaltungsgebäude
Bahnhofstraße 13 a, bekanntgemacht.
Die Bekanntmachung von Zeit, Ort und Tagesordnung der Sitzungen
des Stadtrates, seiner Ausschüsse und des Ortsteilsrates über
Verkündungstafeln ist mit dem Ablauf des ersten  Tages des Aushan-
ges an den Verkündungstafeln an diesem Tage vollendet. Die  Bekannt-
machungen dürfen jedoch erst am Tage nach der jeweiligen Sitzung
abgenommen werden
Im Übrigen findet die Thüringer Verordnung über die öffentlichen Be-
kanntmachungen von Satzungen der Gemeinden, Verwaltungs-
gemeinschaften und Landkreise (Bekanntmachungsverordnung) in ih-
rer jeweiligen Fassung Anwendung.
Falls Bekanntmachungen auf Ausschlußfristen zur Geltendmachung
von Ansprüchen jedweder Art hingewiesen wird, gilt Abs. 1, wenn nicht
Bundes- oder Landesrecht die Form nach Abs. 2 als ausreichend gel-
ten lassen.
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(4) Für sonstige gesetzlich erforderliche (öffentlich, amtlich oder ortsübli-
che) Bekanntmachungen gilt Abs. 1 entsprechend, sofern nicht Bun-
des- oder Landesrecht etwas anderes bestimmt.

§ 14
Sprachform, Inkrafttreten

(1) Die in dieser Hauptsatzung verwandten personenbezogenen Bezeich-
nungen gelten für Frauen in der weiblichen, für Männer in der männli-
chen Sprachform.

(2) Die Hauptsatzung tritt am Tage nach ihrer öffentlichen Bekanntmachung
in Kraft.

Greußen, den  02.03.2009

Steinmetz/  Bürgermeister - Siegel -

Gemeinde Trebra

Stadt Clingen

Gemeinde Wasserthaleben

Gemeinde Westgreußen

Amtliche Bekanntmachung!
Beschlüsse der 32. Gemeinderatssitzung des Gemeinderates
der Gemeinde Wasserthaleben (- öffentlich - nichtöffentlich -)
vom 19.02.2009
I. öffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 49/32/2009
über die Bestellung eines Wahlleiters sowie dessen Stellvertreters
für die Kommunalwahl am 07.06.2009
II. nichtöffentlicher Teil - keine Beschlüsse -

Haushaltssatzung
Haushaltssatzung der Gemeinde Trebra
(Landkreis: Kyffhäuserkreis) für das Haushaltsjahr 2009
Auf der Grundlage des § 55 ThürKO erläßt die  Trebra folgende Haushalts-
satzung:

§ 1
Der als Anlage beigefügte Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2009 wird
hiermit festgesetzt: er schließt

Einladung
zur 27. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde Trebra

- öffentlich  - nichtöffentlich –
Datum:  10.03.2009 Uhrzeit: 19.00 Uhr
Ort:  Bürgerhaus Mönchtor

Tagesordnung
I. öffentlicher Teil
1. Begrüßung
2. Bestätigung der Niederschrift der 26. Sitzung – öffentlicher Teil -
3. Informationen der Bürgermeisterin
4. Informationen zur Jahresrechnung 2008
5. Bestellung des Wahlleiters für die Kommunalwahl am 07.06.2009
6. Verschiedenes und Bürgerfragen
7. Verabschiedung der Bürger und Gäste
II. nichtöffentlicher Teil
8. Bestätigung der Niederschrift der 26. Sitzung – nichtöffentlich -
9. Verschiedenes
10. Schlußwort Ackermann/ Bürgermeisterin

Information der Friedhofsverwaltung!
  Ablauf der Nutzungsrechte für Grabstätten auf dem
  Friedhof Greußen und dem Friedhof im OT Grüningen:

                     Erstbelegung        Ablauf des
          Nutzungsrechtes

  Einzelgrabstätte    Liegezeit 20 Jahre  1988 2008
  Urnengrabstätte    Liegezeit 20 Jahre  1988 2008
  Doppelgrabstätte  Liegezeit 30 Jahre  1978 2008

Nutzungsberechtigte an Grabstätten deren Belegungsrechte erlo-
schen sind, melden sich umgehend bei der Friedhofsverwaltung
der Verwaltungsgemeinschaft Greußen, Bahnhofstraße 13a in
Greußen bzw. telefonisch unter 0 36 36 / 76 22 74.
Die Friedhofsverwaltung weist darauf hin, dass gemäß § 6 Abs. 11
der Friedhofssatzung der Stadt Greußen, Grabmale und bauliche
Anlagen, die nicht innerhalb von 6 Monaten nach Bekanntmachung
im AmtsbIatt der VG Greußen automatisch durch den Rechtsträger
des Friedhofes entfernt und den Inhabern des Nutzungsrechtes in
Rechnung gestellt werden.

Einladung
zur 48. Stadtratssitzung der Stadt Clingen

- öffentlich - nichtöffentlich -
Datum:  12.03.2009 Uhrzeit:  20.00 Uhr
Ort:  Sitzungsraum Ratskeller

Tagesordnung
I. öffentlicher Teil
1. Begrüßung
2. Bestätigung der Niederschrift der 47. Sitzung - öffentlicher Teil -
3. Erläuterungen zum Konjunkturprogramm II
4. Information zur Jahresrechnung 2008
5. Bestellung des Wahlleiters für die Kommunalwahl am

07.06.2009
6. Informationen der Bürgermeisterin
7. Verschiedenes und Bürgerfragen
8. Verabschiedung der Bürger und Gäste
II. nichtöffentlicher Teil
9. Bestätigung der Niederschrift der 47. Sitzung - nichtöffentlich -
10. Stand Planung Baumaßnahmen
11. Diskussion zur Nutzung der Mittel aus dem Konjunkturprogramm II
12. Verschiedenes
13. Schlußwort Gez.: Specht/ Bürgermeisterin

Gemeinde Topfstedt

Amtliche Bekanntmachung!
Beschlüsse der 35. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde
Topfstedt (- öffentlich - nichtöffentlich -) vom 19.02.2009
I. öffentlicher Teil

Beschluß Nr.: 56/35/2009
zur Haushaltssatzung der Gemeinde Topfstedt für das Haushalts-
jahr 2009
Beschluß Nr.: 57/35/2009
über den Finanzplan der Gemeinde Topfstedt für das Haushalts-
jahr 2009
Beschluß Nr. 59/35/2009
über die Bestellung eines Wahlleiters sowie dessen Stellvertreters
für die Kommunalwahl am 07.06.2009
II. nichtöffentlicher Teil
Beschluß Nr.: 53/35/2009 zu Steuerangelegenheiten

Amtliche Bekanntmachung!
Beschlüsse der 34. Sitzung des Gemeinderates der Gemeinde
Westgreußen (-öffentlich - nichtöffentlich) vom 26.02.2009
I. öffentlicher Teil
Beschluß Nr. 56/34/09
zur Haushaltssatzung der Gemeinde Westgreußen für das Haus-
haltsjahr 2009
Beschluß Nr.: 57/34/09
über den Finanzplan der Gemeinde Westgreußen für das Haus-
haltsjahr 2009
Beschluß Nr.: 58/34/09
über die Bestellung einer Wahlleiterin für die Kommunalwahlen am
07.06.2009
II. nichtöffenlicher Teil
Beschluß Nr.: 59/34/09   zu Grundstücksarbeiten
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im Verwaltungshaushalt
in den Einnahmen und
Ausgaben mit 290.3000,00 €

und im Vermögenshaushalt
in den Einnahmen und
Ausgaben mit     13.900,00 €

ab.
§ 2

Der Gesamtbetrag der Kreditaufnahme für Investitionen und Investitions-
förderungsmaßnahmen wird auf        0 €      festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen im Vermögens-
haushalt wird auf    0 €      festgesetzt.

§ 4
Die Steuersätze (Hebesätze) für nachstehende Gemeindesteuern werden
wie folgt festgesetzt:
1. Grundsteuer
    a) für land- und forstwirtschaftliche Betriebe (A) 200  v.H.
    b) für die Grundstücke (B) 300  v.H.
2. Gewerbesteuer 300  v.H.

§ 5
Der Höchstbetrag der Kassenkredite zur rechtzeitigen Leistung von Ausga-
ben nach dem Haushaltsplan wird auf  46.000,- €   festgesetzt.

§ 6
Diese Haushaltssatzung tritt mit dem 01. Januar 2009 in Kraft.

Trebra, den 02.03.2009

- Siegel - Ackermann
Bürgermeisterin

Die Haushaltssatzung liegt nebst Anlagen vom 06.03.-23.03.2009 zu den
Sprechzeiten im Hauptamt der Verwaltungsgemeinschaft Greußen zur Ein-
sichtnahme für interessierte Bürger aus.

Gez:. Kämmerer/Hauptamtsleiter

Amtliche Bekanntmachung!
Die nachstehend abgedruckte Satzung wurde mit dem Schrei-
ben der Rechtsaufsichtsbehörde, Landratsamt Kyffhäuserkreis,
vom 09.02.2009 die rechtsaufsichtliche Genehmigung erteilt.
Trebra, den 02.03.2009 Gez.: Ackermann / Bürgermeisterin

Satzung für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungs-
einrichtungen der Gemeinde Trebra (Entwässerungssatzung

-EWS)
Aufgrund der §§19 und 20 der Thüringer Kommunalordnung -ThürKO –
vom 28. Januar 2003, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Thüringer Geset-
zes über das Neue Kommunale Finanzwesen (ThürNKFG) vom 19. No-
vember 2008 (GVBl. S. 381) erlässt die Gemeinde Trebra am 16.12.2008
folgende Satzung:

§ 1 Öffentliche Einrichtung
(1) Die Gemeinde betreibt zur Abwasserbeseitigung eine öffentliche Ein-

richtung.
(2) Die Entwässerungseinrichtung umfasst die leitungsgebundene

Entwässerungsanlage und die Fäkalschlammentsorgung. Art und Um-
fang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die Gemeinde.

(3) Zur Entwässerungsanlage der Gemeinde gehören auch die
Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle), soweit sie sich im öffentli-
chen Straßengrund befinden.

(4) Nicht zur öffentlichen Entwässerungseinrichtung gehören:
• Bauwerks- und Bauflächendränagen
• der Entwässerung des Straßenkörpers dienende Anlagenteile, welche

sich entsprechend des Thüringer Straßengesetzes in Baulast des je-
weiligen Trägers befinden und durch den Straßenbaulastträger errich-
tet und unterhalten werden

• Anlagen, die der direkten Ableitung des Abwassers eines Grundstü-
ckes in ein Gewässer dienen, auch wenn diese weitere zwischen lie-
gende Grundstücke queren

• Regenwasserfallleitungen außerhalb des Grundstückes / Gebäudes bis
zur Einbindung in die öffentliche Entwässerungsanlage

• Gewässer nach dem Thüringer Wassergesetz (ThürWG § 1)
§ 2 Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer

(1) Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind abgegrenzte Teile der Erd-
oberfläche, die im Bestandsverzeichnis eines Grundbuchblattes unter
einer besonderen Nummer eingetragen sind. Mehrere Grundstücke oder
Teile von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts stellen ein
Grundstück im Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen verbindli-
cher planerischer Feststellung oder tatsächlicher Geländeverhältnisse
nur in dieser Form baulich oder gewerblich nutzbar sind, diese Grund-
stücke oder Grundstücksteile aneinander angrenzen und die Eigentums-
verhältnisse insoweit identisch sind.

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vor-
schriften gelten auch für Erbbauberechtigte und Inhaber eines dingli-
chen Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungs-
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB). Von mehreren ding-
lich am Grundstück Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet;
sie haften als Gesamtschuldner. § 2 Absatz 3 Thüringer
Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) bleibt unberührt.

§ 3 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Be-
deutung:
Abwasser
ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder
sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften ver-
ändert ist oder das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten
oder befestigten Flächen abfließt. Die Bestimmungen dieser Satzung gel-
ten nicht für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser,
einschließlich Jauche und Gülle, das dazu bestimmt und geeignet ist, auf
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden auf-
gebracht zu werden.
Kanäle
sind Mischwasserkanäle.
Mischwasserkanäle
sind zur Aufnahme von Niederschlags- und Schmutzwasser bestimmt.
Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle)
sind die Leitungen vom Kanal bis zur Grundstücksgrenze.
Grundstücksentwässerungsanlagen
sind die Einrichtungen eines Grundstückes, die dem Ableiten des Abwas-
sers dienen, einschließlich des Kontrollschachtes bzw. der Grundstücks-
kläranlage.
Grundstückskläranlagen
sind Anlagen eines Grundstückes zur Behandlung von Abwasser. Gruben
zur Sammlung des Abwassers (Sammelgruben) sind den Grundstücks-
kläranlagen gleichgestellt.
Fäkalschlamm
ist der Anteil des Abwassers, der in der Grundstückskläranlage zurückge-
halten wird.

§ 4 Anschluss- und Benutzungsrecht
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück,

das durch einen Kanal erschlossen ist, nach Maßgabe dieser Satzung
an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen wird. Er ist
berechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 durch eine Grundstücks-
kläranlage ausschließlich vorgeklärtes Abwasser in die öffentliche
Entwässerungsanlage einzuleiten. Welche Grundstücke durch einen
Kanal erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. Der Grundstücks-
eigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes-und landes-
gesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass Kanäle hergestellt oder
bestehende geändert werden.

(2) Die Gemeinde Trebra kann den Anschluss eines Grundstückes an ei-
nen bestehenden Kanal versagen, wenn die Entwässerung wegen der
Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder betriebli-
chen Gründen der Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet oder
besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstücks-
eigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb
zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit.

(3) Grundstückseigentümer, auf deren Grundstück das dort anfallende Ab-
wasser nicht in eine Entwässerungsanlage mit Zentralkläranlage ein-
geleitet werden kann, sind zum Anschluss und zur Benutzung der öf-
fentlichen Fäkalschlammentsorgungseinrichtung berechtigt.

(4) Ein Anschluss-und Benutzungsrecht besteht nicht,
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne weiteres

von der öffentlichen Entwässerungsanlage übernommen werden kann
und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt;

2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des
unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht möglich ist;

3. wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungs-
struktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt.

(5)  Unbeschadet des Absatzes 4 besteht ein Benutzungsrecht nicht, so-
weit eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von
Niederschlagswasser ordnungsgemäß möglich ist. Die Gemeinde kann
hiervon Ausnahmen zulassen oder bestimmen, wenn die Ableitung von
Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist.

§ 5 Anschluss- und Benutzungszwang
(1) Die zum Anschluss Berechtigten gemäß § 4 Abs. 1 sind verpflichtet,

bebaute und auch unbebaute Grundstücke, wenn dort Abwasser an-
fällt, an die öffentliche Entwässerungsanlage anzuschließen (Anschluss-
zwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss recht-
lich oder tatsächlich unmöglich ist. Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn
auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann,
dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.

(2) Die zur Benutzung der öffentlichen Fäkalschlammentsorgung Berech-
tigten gemäß § 4 Abs. 3 sind verpflichtet, für Ihre Grundstücke die öf-
fentliche Fäkalschlammentsorgungseinrichtung zu benutzen. Zufahrt und
Grundstückskläranlage sind so instandzuhalten, dass jederzeit unge-
hindert die Abfuhr erfolgen kann.
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c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungs-
gegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Normal-Null (NN), aus
denen insbesondere die Gelände-und Kanalsohlenhöhen, die maßgeb-
lichen Kellersohlenhöhen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schäch-
te und höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind,

d) wenn Gewerbe-oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner
Beschaffenheit erheblich vom Haushaltsabwasser abweicht, zugeführt
wird, ferner Angaben über
-Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grund-
stück, wenn deren Abwasser miterfasst werden soll, -Menge und Be-
schaffenheit des Verarbeitungsmaterials der Erzeugnisse, -die ab-
wassererzeugenden Betriebsvorgänge, -Höchstzufluss und Beschaf-
fenheit des zum Einleiten bestimmten Abwassers, -die Zeiten, in denen
eingeleitet wird, die Vorbehandlung des Abwassers (Kühlung, Reini-
gung, Neutralisation, Dekontaminierung) mit Bemessungsnachweisen.
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasser-
wirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, Abfluss)
und durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen.
Die Pläne haben den bei der Gemeinde Trebra ausliegenden Plan-
mustern zu entsprechen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und
Planfertigern zu unterschreiben. Beim Umgang mit gefährlichen Stof-
fen sind die erforderlichen Genehmigungen der zuständigen Behörden
beizufügen.

(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungs-
anlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der
Fall, so erteilt die Gemeinde Trebra schriftlich ihre Zustimmung und gibt
eine Ausfertigung der eingereichten Unterlagen mit Zustimmungs-
vermerk zurück. Die Zustimmung kann unter Bedingungen und Aufla-
gen erteilt werden. Andernfalls setzt die Gemeinde dem Bauherrn un-
ter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichtigung. Die
geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen.

(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsan-
lagen darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen
werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach
Straßenbau-und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zu-
stimmung unberührt.

4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Gemeinde Aus-
nahmen zulassen.

§ 11 Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Die Grundstückseigentümer haben der Gemeinde den Beginn des

Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Unterhaltungs-
arbeiten oder das Beseitigens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen
und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr
im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn
innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Die
Grundstücksentwässerungsanlage darf nur mit vorheriger Zustimmung
der Gemeinde verdeckt werden. Andernfalls ist sie auf Anordnung der
Gemeinde und auf Kosten des Grundstückseigentümers oder Verfü-
gungsberechtigten freizulegen.

(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen Überprüfungen Arbeitskräf-
te, Geräte und Werkstoffe bereitzustellen.

(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen Frist durch
die Grundstückseigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel
ist der Gemeinde zur Nachprüfung anzuzeigen.

(5) Die Gemeinde kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungs-
anlagen nur mit ihrer Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die
Zustimmung kann insbesondere davon abhängig gemacht werden, dass
seitens des vom Grundstückseigentümer beauftragten Unternehmers
eine Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik vorgelegt wird.

(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die Prüfung der Grundstücks-
entwässerungsanlage durch die Gemeinde befreien den Grundstücks-
eigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und den
Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und
fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage.

§ 12 Überwachung
(1) Die Gemeinde ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlage

jederzeit zu überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen und Messun-
gen durchzuführen. Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und
Kontroll-/Messschächte, wenn die Gemeinde sie nicht selbst unterhält.
Zu diesem Zweck sind den Beauftragten der Gemeinde, die sich auf
Verlangen auszuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlage-
teilen zu gewähren und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die
Grundstückseigentümer werden davon möglichst vorher verständigt;
das gilt nicht für Probeentnahmen und Abwassermessungen.

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu unterhal-
tenden Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von zehn Jah-
ren durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzustand,
insbesondere Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit untersuchen und fest-
gestellte Mängel beseitigen zu lassen. Über die durchgeführten Unter-
suchungen und über die Mängelbeseitigung ist der Gemeinde eine
Bestätigung des damit beauftragten Unternehmers vorzulegen. Die
Gemeinde kann darüber hinaus jederzeit verlangen, dass die vom
Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand
gebracht werden, die Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen

(3) Von Grundstücken, die an die öffentliche Entwässerungsanlage ange-
schlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts vorgeklärtes Ab-
wasser in die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten (Benutzungs-
zwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer
der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die dafür
erforderliche Überwachung zu dulden.

§ 6 Befreiung vom Anschluss-oder Benutzungszwang
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf An-

trag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benut-
zung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Eine Befreiung von der
Fäkalschlammentsorgung kann insbesondere für landwirtschaftliche
Betriebe erfolgen, wenn der dort anfallende Fäkalschlamm auf betriebs-
eigenen Ackerflächen ordnungsgemäß aufgebracht werden kann. Der
Nachweis über das gewerbliche Betreiben des Landwirtschaftsbetriebes
ist durch Bestätigung der zuständigen Landwirtschaftsbehörde zu er-
bringen. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schrift-
lich bei der Gemeinde einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und
Widerrufsvorbehalt erteilt werden.

§ 7 Sondervereinbarungen
(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt

oder verpflichtet, so kann die Gemeinde durch Vereinbarung ein be-
sonderes Benutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Sat-
zung und der Gebührensatzung entsprechend. Soweit es sachgerecht
ist, kann die Sondervereinbarung auch abweichende Regelungen, so
auch zu Kosten und Kostenschuldner, treffen.

§ 8 Grundstücksanschluss
(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von der Gemeinde bzw. beauftrag-

ten Dritten hergestellt, erneuert, geändert und unterhalten. Die Gemein-
de kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht nach § 1 Abs. 3 Be-
standteil der Entwässerungsanlage sind, auf Antrag zulassen oder von
Amts wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer den
Grundstücksanschluss ganz oder teilweise herstellt, erneuert, ändert
und unterhält; die §§ 10 und 12 gelten entsprechend.

(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der
Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, wo und an welchem Ka-
nal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer
werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. Soll der Grundstücks-
anschluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich ge-
ändert werden, sind die näheren Einzelheiten, insbesondere die
Kostentragung, vorab in einer gesonderten Vereinbarung zu regeln.

(3)  Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche Entwässerungs-
anlage angeschlossen oder anzuschließen ist, muss die Verlegung von
Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern,
Messeinrichtungen und dergleichen sowie von Sonderbauwerken zu-
lassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit die-
se Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem
Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind.

§ 9 Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungseinrichtung

angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit einer
Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen, die nach den aner-
kannten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten
und zu ändern ist.

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind mit einer Grundstücks-
kläranlage zu versehen, da das Abwasser keiner Zentralkläranlage zu-
geführt wird. Die Grundstückskläranlage ist auf dem anzuschließen-
den Grundstück so zu erstellen, dass die Abfuhr des Fäkalschlammes
durch Entsorgungsfahrzeuge möglich ist; sie ist Bestandteil der
Grundstücksentwässerungsanlage.

(3) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht
vorzusehen. Die Gemeinde kann verlangen, dass anstelle oder zusätz-
lich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist.

(4) Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, so kann die Gemeinde
vom Grundstückseigentümer den Einbau und Betrieb einer Hebean-
lage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese
Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei einer den
Regeln der Technik entsprechenden Planung und Ausführung des Kanal-
systems nicht möglich ist. Die Abwasserhebeanlage ist Bestandteil der
Grundstücksentwässerungsanlage.

(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat sich
jeder Anschlussnehmer selbst  zu schützen.

(6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen
nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt werden.

§ 10 Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert

wird, sind der Gemeinde folgende Unterlagen in doppelter Ausfertigung
einzureichen:

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1:1000,
b) Grundriss- und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Ver-

lauf der Leitungen, nach § 9 Abs. 2 die Grundstückskläranlage und die
befestigte Zufahrt für die Fäkalschlammentsorgung ersichtlich sind,
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der öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässerverunreinigungen
ausschließt.

(3) Wird Gewerbe- oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner
Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann
die Gemeinde den Einbau und den Betrieb von Überwachungsein-
richtungen auf Kosten des Eigentümers verlangen.

(4) Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den
Grundstücksanschlüssen, Grundstücksentwässerungsanlagen, Kon-
troll-und Messschächten, Überwachungseinrichtungen und etwaigen
Vorbehandlungsanlagen unverzüglich der Gemeinde anzuzeigen.

(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten auch für die Be-
nutzer der Grundstücke.

    § 13 Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem  Grundstück
entfällt

§ 14 Entsorgung des Fäkalschlamms
(1) Die Gemeinde oder das von ihr beauftragte Abfuhrunternehmen räumt die

Grundstückskläranlage und führt den Fäkalschlamm in der Regel einmal
pro Jahr ab. Den Vertretern der Gemeinde und ihren Beauftragten ist unge-
hinderter Zutritt zu den Grundstücksentwässerungsanlagen zu gewähren.

(2) Die Gemeinde bestimmt den genauen Zeitpunkt, zu dem die Durchfüh-
rung der Entsorgung beabsichtigt ist. Ein Anspruch des Benutzers be-
steht insoweit nicht.

(3) Die allgemeinen Termine des Entsorgungsplanes werden im Amtsblatt
der Gemeinde bekannt gemacht. Die Möglichkeit für genaue Termin-
vereinbarungen innerhalb des vorgesehenen Entsorgungsplanes zwi-
schen der Gemeinde oder dem von ihr beauftragten Abfuhrunternehmen
und dem Grundstückseigentümer besteht.

(4) Der Grundstückseigentümer kann bei Bedarf einen zusätzlichen
Entsorgungstermin beantragen; die Gemeinde entscheidet über die-
sen Antrag unter Berücksichtigung der betrieblichen Erfordernisse der
öffentlichen Fäkalschlammentsorgung.

5) Der Inhalt der Grundstückskläranlagen geht mit der Abfuhr in das Ei-
gentum der Gemeinde über. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, in die-
sen Stoffen nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen
zu lassen. Werden darin Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fund-
sache zu behandeln.

§ 15 Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen
(1) In die öffentlichen Entwässerungsanlagen dürfen Stoffe nicht eingelei-

tet oder eingebracht werden, die
-die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit
beeinträchtigen,
-die öffentliche Entwässerungsanlage oder die angeschlossenen Grund-
stücke gefährden oder beschädigen,
-den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, behindern oder
beeinträchtigen,
-die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische Verwer-
tung des Klärschlamms erschweren oder verhindern oder
-sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer,
auswirken.

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für:
1. feuergefährliche Stoffe oder zerknallfähige Stoffe, wie Benzin, Benzol, Öl,
2. infektiöse Stoffe, Medikamente,
3. radioaktive Stoffe,
4. Farbstoffe, Lösemittel,
5. Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase

oder Dämpfe verbreiten können,
6. Grund-und Quellwasser,
7. feste Stoffe auch in zerkleinerter Form wie Schutt, Asche, Sand, Kies,

Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle,
Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten,

8. Räumgut aus Leichtstoff- und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwas-
ser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut aus Schläch-
tereien, Molke,

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen,
Räumgut aus Grundstückskläranlagen und abflusslosen Gruben
unbeschadet der Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme,

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit,
Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden,
fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich
zu bewerten sind, wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlen-
wasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole.

Ausgenommen sind:
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in

der Menge, wie sie auch im Abwasser aus Haushaltungen üblicher-
weise anzutreffen sind.

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zu-
rückgehalten werden können und deren Einleitung die Gemeinde Trebra
in den Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 zugelassen hat;

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 59 Absatz 2 des Thü-
ringer Wassergesetzes eingeleitet werden, soweit die Gemeinde Trebra
keine Einwendung erhebt.

11. Abwasser aus Industrie- und Gewerbebetrieben,
- das wärmer als +35 °C,
- das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist,
- das aufschwimmende Öle und Fette enthält oder
- das als Kühlwasser benutzt worden ist.

12. Das Einleiten von gentechnisch manipulierten Stoffen.
(3) Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Buchst. b) werden ge-

genüber den einzelnen Anschlusspflichtigen oder im Rahmen der
Sondervereinbarung festgelegt.

(4) a) Über Abs. 3 hinaus kann die Gemeinde in den Einleitungsbedingungen
auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge ausschlie-
ßen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit
dies zum Schutz des Betriebspersonals, der Entwässerungsanlage oder
zur Erfüllung der für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungsan-
lage geltenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auf-
lagen des der Gemeinde erteilten wasserrechtlichen Bescheids erfor-
derlich ist.

b) Die Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage ist mög-
lich, wenn dieses hinsichtlich seiner Zusammensetzung den Forderun-
gen der Anlagen 1 und 2 entspricht. Werden im Rahmen des der Ge-
meinde erteilten wasserrechtlichen Bescheides für die Abwasserein-
leitung aus einer Kanalisation ohne anschließende Abwasserreinigungs-
anlage geringere Einleitungshöchstwerte als in den Anlagen 1 und 2
gestellt, so sind diese für die Einleitung in die öffentliche Abwasseran-
lage verbindlich.

(5) Die Gemeinde kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4
neu festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die öffentliche
Entwässerungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge
wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb der öffent-
lichen Entwässerungsanlage geltenden Gesetze oder Bescheide än-
dern. Die Gemeinde kann Fristen festlegen, innerhalb derer die zur
Erfüllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen
durchgeführt werden müssen.

(6) Die Gemeinde kann die Einleitung von Stoffen im Sinne der Abs. 1 und
2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die
Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den Betrieb der öffent-
lichen Entwässerungsanlage erschwerende Wirkung verlieren. In die-
sem Fall hat er der Gemeinde eine Beschreibung nebst Plänen in dop-
pelter Ausfertigung vorzulegen. Die Gemeinde kann die Einleitung der
Stoffe zulassen, erforderlichenfalls nach Anhörung der für den
Gewässerschutz zuständigen Sachverständigen.

(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und einem Ver-
pflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinne des Abs. 1 durch
entsprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Entwässerungsan-
lage ermöglichen, bleiben vorbehalten.

(8) Wenn Stoffe im Sinne des Abs. 1 in eine Grundstücksentwässerungs-
anlage oder in die öffentliche Entwässerungsanlage gelangen, ist die
Gemeinde sofort zu verständigen.

§ 16 Abscheider
(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten, wie z. B. Benzin, Benzol,

Öle oder Fette mit abgeschwemmt werden können, sind in die
Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschalten und in-
soweit ausschließlich zu benutzen.

(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und bei Be-
darf entleert werden. Die Gemeinde kann den Nachweis der ordnungs-
gemäßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos zu ent-
sorgen.

§ 17 Untersuchung des Abwassers
(1) Die Gemeinde kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder

einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmals Ab-
wasser eingeleitet wird oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten
Abwassers geändert werden, ist der Gemeinde auf Verlangen nachzu-
weisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot
des § 15 fallen.

(2) Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch,
auf Kosten des Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Die Ge-
meinde kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 3 eingebauten
Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben und die
Messergebnisse vorgelegt werden.

(3) Die Beauftragten der Gemeinde und die Bediensteten der für die
Gewässeraufsicht zuständigen Behörden können die anzuschließen-
den oder die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn dies zur
Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen
erforderlich ist.

§ 18 Haftung
(1) Die Gemeinde haftet unbeschadet des Abs. 2 nicht für Schäden, die

auf solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ordnungs-
gemäßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungs-
einrichtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für
Schäden, die durch Rückstau hervorgerufen werden.

(2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus dem Benutzen der öf-
fentlichen Entwässerungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Per-
son, derer sich die Gemeinde zur Erfüllung seiner Verpflichtungen be-
dient, Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungs-
gemäße Benutzung der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließ-
lich des Grundstücksanschlusses zu sorgen.

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung
zuwiderhandelt, haftet der Gemeinde für alle ihr dadurch entstehenden
Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die
durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsan-
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Amtliche Bekanntmachung!
Die nachstehend abgedruckte Satzung wurde mit dem Schreiben der
Rechtsaufsichtsbehörde, Landratsamt Kyffhäuserkreis, vom
09.02.2009 die rechtsaufsichtliche Genehmigung erteilt.

Trebra, den 02.03.2009
         Gez.: Ackermann / Bürgermeisterin

Satzung
für die Erhebung einer Kommunalabgabe zur Abwälzung

der Abwasserabgabe (AbSAbwAG) für Kleineinleiter
der Gemeinde Trebra vom 16.12.2008

Aufgrund des § 8 Abs. 1 des Thüringer Ausführungsgesetzes zum
Abwasserabgabengesetz (ThürAbwAG) vom 28.05.1993 (GVBl. S. 301)
zuletzt geändert durch Art. 18 des des Thüringer Haushaltsbegleitgesetzes
2008/2009 vom 20.12.2007 (GVBl. S. 267) und des § 2 des Thüringer
Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der Neu-
bekanntmachung vom 19.09.2000 (GVBl. Nr. 10 S. 301), zuletzt geän-
dert am 17.12.2004 (GVBl. S. 889), erlässt die Gemeinde Trebra folgen-
de Satzung:

§ 1 Abgabeerhebung
Die Gemeinde Trebra erhebt nach Maßgabe dieser Satzung zur
Abwälzung der ihr nach § 9 Abs. 2 Satz 2 des Abwasserabgabengesetzes
(AbwAG) in Verbindung mit den §§ 7, 8 Abs. 1 ThürAbwAG zu zahlende
Abwasserabgabe eine jährliche Kommunalabgabe.

§ 2 Abgabetatbestand
Die Abgabe wird für Grundstücke erhoben auf denen Abwasser anfällt,
für dessen Einleitung die Gemeinde nach § 7 in Verbindung mit § 6
ThürAbwAG anstelle des Einleiters abgabepflichtig ist.

§ 3 Abgabeschuldner
Abgabepflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabeschuld
Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigter, Inhaber eines dinglichen
Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgeset-
zes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) ist. Abgabepflichtig ist auch
der Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes, soweit
dieser Einleiter im Sinne des Abwasserabgabengesetzes ist. Mehrere
Abgabenschuldner sind Gesamtschuldner.

§ 4 Veranlagungszeitraum, Entstehung und Beendigung
der Abgabepflicht

Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr. Die Abgabepflicht entsteht
jeweils zu Beginn eines jeden Kalenderjahres. Erfolgt die Einleitung zu
einem späteren Zeitpunkt, entsteht die Abgabepflicht mit dem Tag der
Einleitung anteilig zum Jahresbruchteil. Die Abgabepflicht erlischt mit
dem Tag, an dem die Einleitung entfällt oder der Abgabepflichtige den
anderweitigen Wegfall der Gemeinde schriftlich anzeigt.

§ 5 Abgabemaßstab und Abgabesatz
Die Abgabe wird nach der Zahl der zum Beginn des jeweiligen Kalen-
derjahres auf dem Grundstück mit Haupt-oder Nebenwohnsitz behörd-
lich gemeldeten Einwohner zugrunde gelegt. Hierfür werden die Melde-
listen des Einwohnermeldeamtes zugrunde gelegt. Die Abgabe beträgt
je Einwohner 17,90 € pro Jahr.

§ 6 Heranziehung und Fälligkeit
Die Heranziehung setzt einen schriftlichen Bescheid voraus, der mit dem
Bescheid über andere Abgaben verbunden sein kann.
Die Abgabe ist einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabebescheides
fällig.

§ 7 Auskunfts-und Nachweispflicht
Der Abgabepflichtige hat für die Prüfung und Berechnung der Abgabe-
ansprüche die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 8 Ordnungswidrigkeit
Vorsätzliche und leichtfertige Zuwiderhandlungen gegen § 7 dieser Sat-
zung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 17 des Thüringer
Kommunalabgabengesetzes und können mit einer Geldbuße bis zu
10.000,00 € geahndet werden.

§ 9 Billigkeitsmaßnahmen
Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise
gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche
Härte für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die
Stundung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des
Einzelfalles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 10 In-Kraft-Treten
(1)  Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2008 in Kraft
(2)  Die Satzung vom 01.01.2001 tritt zum 31.12.2007 außer Kraft.
(3)  Abweichend von Abs. 1 treten die Vorschriften des § 8 am Tag nach
      der amtlichen Bekanntmachung   dieser Satzung in Kraft.

Gemeinde Trebra, den 02.03.2009

 Ackermann
 Bürgermeisterin -Siegel-

lage oder des Grundstücksanschlusses verursacht werden, soweit die-
ser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu erneuern,
zu ändern und zu unterhalten ist. Mehrere Verpflichtete haften als Ge-
samtschuldner.

§ 19 Grundstücksbenutzung
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Lei-

tungen, einschließlich Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein
im Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maß-
nahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese
Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche Entwässerungs-
anlage angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer
im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder
zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die
die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich
vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme
der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten
würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der
beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu benachrich-
tigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen ver-
langen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar
sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, soweit die
Einrichtung nicht ausschließlich der Entsorgung des Grundstücks dient.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt
sind.

§ 20 Ordnungswidrigkeiten
Nach § 19 ThürKO kann nach dieser Bestimmung mit Geldbuße bis zu
5.000 Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1.den Vorschriften über den Anschluss-und Benutzungszwang (§ 5) zuwi-

derhandelt,
2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 und Abs. 5, § 16 Abs. 2 und §

17 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-, Auskunfts-oder Vorlagefristen verletzt,
3. entgegen § 10 Abs. 3 vor Zustimmung der Gemeinde mit der Herstellung

oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt,
4. entgegen den Vorschriften des § 15 Abwässer in die öffentliche

Entwässerungsanlage einleitet.

§ 21 Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehen-

den Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen.
(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlun-

gen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vorschriften des Thü-
ringer Verwaltungszustellungs-und Vollstreckungsgesetzes.

§ 21 a Verwaltungskosten
Für Amtshandlungen nach dieser Satzung wird das Thüringer Verwaltungs-
kostengesetz in Verbindung mit der Thüringer Allgemeinen Verwaltungs-
kostenordnung für anwendbar erklärt.

§ 22 Inkrafttreten
(1) Die Entwässerungsatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2008 in Kraft
(2) Die Entwässerungsatzung vom 12.07.2002 tritt zum 31.12.2007 außer

Kraft.
(3) Abweichend von Abs. 1 treten die Vorschriften des § 20 am Tag nach

der amtlichen Bekanntmachung dieser Satzung in Kraft.

Trebra, den 02.03.2009

Ackermann -Siegel-
Bürgermeisterin

Anlage 1
Allgemein verbindliche Einleitungshöchstwerte
Parameter Grenzwert
pH-Wert 6,5-10,0; Temperatur 35 °C;  Absetzbare Stoffe 10,0 ml/l
Schwerflüchtige lipophile Stoffe 250 mg/l; Kohlenwasserstoffe (DIN 38409)
20 mg/l;  Adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX) 1,0 mg/l
Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) 0,5 mg/l
Arsen (As) 0,5 mg/l; Blei (Pb) 1,0 mg/l; Cadmium (Cd) 0,5 mg/l;
Chrom gesamt (Cr) 1,0 mg/l; Chrom-VI 0,2 mg/l; Kupfer 1,0 mg/l; Nickel 1,0
mg/l;  Silber (Ag) 1,0 mg/l; Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l; Zinn (Sn) 5,0 mg/l;
Zink (Zn) 5,0 mg/l; Cyanid (CN) 20 mg/l; Cyanid, leicht freisetzbar 1,0 mg/l;
Sulfat 600 mg/l; Sulfid 2,0 mg/l; Flourid 50 mg/l; Wasserdampfflüchtige
halogenfreie Phenole 100 mg/l; PAK 0002 mg/l; PCB 0,003 mg/l

Anlage 2
Einleitungshöchstwerte für häusliches Abwasser
Parameter Grenzwert
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 800 mg/l
Biochemischer Sauerstoffbedarf (BSB5) 400 mg/l
Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak 75 mg/l
Phosphatverbindungen 15 mg/l
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Amtliche Bekanntmachung!
Die nachstehend abgedruckte Satzung wurde mit dem Schreiben der
Rechtsaufsichtsbehörde, Landratsamt Kyffhäuserkreis, vom
10.02.2009 die rechtsaufsichtliche Genehmigung erteilt.

Trebra, den 02.03.2009
         Gez.: Ackermann / Bürgermeisterin

Gebührensatzung
zur Entwässerungssatzung der Gemeinde Trebra –GS-EWS

Aufgrund der §§ 1, 2, 12, 14 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes
(ThürKAG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 19.09.2000 (GVBl.
Nr. 10 S. 301) zuletzt geändert am 17.12.2004 (GVBl. S. 889) erlässt die
Gemeinde Trebra am 16.12.2008 folgende Satzung:

§ 1 Abgabenerhebung
Die Gemeinde Trebra erhebt nach Maßgabe dieser Satzung:
1. Benutzungsgebühren für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungs-

einrichtung (Einleitungsgebühren, Beseitigungsgebühren)
2. Kosten für Grundstücksanschlüsse, soweit sie nicht Teil der öffentlichen

Entwässerungseinrichtung sind.

§ 2 Kosten für die Grundstücksanschlüsse
(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung,

Erneuerung,Veränderung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung
des Teils des Grundstücksanschlusses im Sinne des § 1 Abs. 3 EWS,
der sich nicht im öffentlichen Straßengrund befindet, sind der Gemein-
de in der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maß-
nahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungs-
anspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist.
Mehrere Schuldner sind Gesamtschuldner.

(3) Die Abgabeschuld für die Grundstücksanschlüsse wird drei Monate nach
Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 3 Gebührenerhebung
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungs-
einrichtung von angeschlossenen Grundstücken, die nach § 9 Abs. 2 EWS
mit einer Grundstückskläranlage zu versehen sind, Einleitungs-und
Beseitigungsgebühren.

§ 4 Einleitungsgebühren
(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze

nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Entwässerungsein-
richtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden.
Bei Grundstücken, die vor der Einleitung der Abwässer eine Vorklärung
in einer Kleinkläranlage nach DIN 4261 Teil 1 durchführen, beträgt die
Einleitungsgebühr

1,23 Euro/m3 Abwasser.
Bei Grundstücken, die vor der Einleitung der Abwässer eine Vorklärung in
einer Kleinkläranlage nach DIN 4261 Teil 2 durchführen, beträgt die Ein-
leitungsgebühr

0,87 Euro/m3 Abwasser.
(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der

Wasserversorgungseinrichtung und/ oder durch Eigenförderung zuge-
führten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grund-
stück verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen. Der Nach-
weis der zugeführten Wassermenge sowie der verbrauchten oder zu-
rückgehaltenen Wassermenge obliegt dem Gebührenpflichtigen. Die
Nachweise sind insbesondere mittels geeichten Wasserzählern zu füh-
ren, dieder Gebührenpflichtige auf seine Kosten zu installieren hat und
die in seinem Eigentum stehen. Als Abwassermenge werden bei nicht
vorhandener Messeinrichtung an der Eigengewinnungsanlage pauschal
28 m3/Jahr und Einwohner als Ausgangswert angesetzt. Bei landwirt-
schaftlichen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Vieh
eine Wassermenge von 12 m3/ Jahr als nachgewiesen. Maßgeblich ist
die im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl, die durch die zu-
ständige Landwirtschaftsbehörde bestätigt sein muss.

(3) Die Wassermengen sind von der Gemeinde zu schätzen wenn,
1.   ein Wasserzähler nicht vorhanden ist
2.  der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht

wird oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben bzw. wenn feststeht, dass

der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt.

§ 5 Gebührenzuschläge
(1) Für Abwässer, deren Beseitigung einschließlich der Klärschlamm-

beseitigung (Beseitigung) Kosten verursacht, die die durchschnittli-
chen Kosten der Beseitigung von Hausabwasser um mehr als 30 v.
H. (Grenzwert) übersteigen, wird ein Zuschlag in Höhe des den
Grenzwert übersteigenden Prozentsatzes der Gebühr erhoben. Die
Regelungen werden dazu in einem Sondereinleitervertrag fest-
gehalten. Die Einleitungshöchstwerte ergeben sich aus § 15 der
Entwässerungssatzung sowie den Anlagen zur Entwässerungs-
satzung.

(2) Absatz 1 gilt für Fäkalschlamm nur insoweit, als der Verschmut-
zungsgrad von Fäkalschlamm gewöhnlicher Zusammensetzung in
einer Weise übertroffen wird, der den in Absatz 1 genannten Kosten
entsprechende Kosten verursacht.

§ 6 Beseitigungsgebühr
(1) Die Beseitigungsgebühr wird für die Entsorgung von Abwässern von

nicht angeschlossenen  Grundstücken und von Grundstücken erho-
ben, die gem. § 9 Abs. 2 EWS mit einer Grundstückkläranlage zu
versehen sind. Die Beseitigungsgebühr wird nach dem Rauminhalt
der abtransportierten Abwässer berechnet. Der Rauminhalt der Ab-
wässer wird mit einer geeigneten Messeinrichtung festgestellt.

(2)  Die Beseitigungsgebühr beträgt 40,77 € pro m3 Abwasser
      (Fäkalschlamm) aus einer Grundstückkläranlage.

 § 7 Entstehen der Gebührenschuld
Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die
öffentliche  Entwässerungseinrichtung. Die Beseitigungsgebühr entsteht
mit jeder Entnahme des Räumgutes aus Grundstückkläranlagen.

§ 8 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der

Gebührenschuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nut-
zung des Grundstücks dinglich berechtigt ist. Mehrere Eigentümer
oder ähnlich zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte sind Gesamt-
schuldner.

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück
befindlichen Betriebes. Mehrere Inhaber sind Gesamtschuldner.

(3) Soweit Abgabepflichtiger der Eigentümer oder Erbbauberechtigte ei-
nes Grundstücks ist und dieser nicht im Grundbuch eingetragen ist
oder sonst die Eigentums-oder Berechtigungslage ungeklärt ist, so
ist derjenige abgabenpflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der
Abgabepflicht der Besitzer des betroffenen Grundstücks ist. Bei ei-
ner Mehrheit von Besitzern ist jeder entsprechend der Höhe seines
Anteils am Mitbesitz zur Abgabe verpflichtet.

§ 9 Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung
(1) Die Einleitung und die Beseitigung werden jährlich abgerechnet.
(2) Die Einleitungsgebühren bzw. Beseitigungsgebühren werden einen

Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.
(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Ge-

bühr sind alle zwei Monate  Vorauszahlungen in Höhe eines Fünftels
der Jahresabrechnung des Vorjahres jeweils zum 15.03., 15.05.,
15.07., 15.09. und 15.11. zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresab-
rechnung, so  setzt die Gemeinde Trebra die Höhe der Vorauszah-
lung unter Schätzung der Jahresgesamteinleitung fest. In begrün-
deten Einzelfällen kann die Höhe der Vorauszahlungen auf Antrag
geändert werden.

§ 10 Pflichten des Gebührenschuldners
Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde die für die Höhe
der Schuld maßgeblichen Veränderungen unverzüglich zu melden und
über den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen unter Vorlage
entsprechender Unterlagen – Auskunft zu erteilen. Sie sind auch ver-
pflichtet, den Wechsel oder das Hinzukommen eines Gebühren-
schuldners unverzüglich zu melden und über den Umfang dieser Verän-
derungen – auf Verlangen unter Vorlage entsprechender Unterlagen –
Auskunft zu erteilen.

§ 11 In-Kraft-Treten
(1) Die Gebührensatzung zur Entwässerungsatzung tritt rückwirkend

zum 01.01.2008 in Kraft
(2) Die Gebührensatzung zur Entwässerungsatzung vom 09.08.2002

tritt zum 31.12.2007 außer Kraft.
(3) Die nach den Vorschriften des § 6 dieser Satzung ab 01.01.2008 zu

berechnenden Gebühren  werden bis zum In-Kraft-Treten der Sat-
zung wie folgt beschränkt. Für die Zeit vom 01.01.2008 bis zur amt-
lichen Bekanntmachung der Satzung gelten folgende Gebühren:

-bei Fäkalschlamm aus Kleinkläranlagen (Teileinleiter und Direkteinleiter)
vom 01.01.2008 bis 06.03.2008 22,99 Euro/m3

vom 07.03.2008 bis zum Tag der Bekanntmachung 40,00 Euro/m3

ab Tag nach der Bekanntmachung 40,77 Euro/m3

Trebra, den 02.03.2009

Ackermann - Siegel -
Bürgermeisterin

Gemeinde Niederbösa

Amtliche Bekanntmachung!
Der Termin der 19. Gemeinderatssitzung (- öffentlich - nichtöffent-
lich-) des Gemeinderates Niederbösa stand bei Redaktionsschluß
noch nicht fest.
Er wird nebst Tagesordnung fristgemäß im Amtsblatt der VG
Greußen bekannt gemacht.

gez.: Hellmamm/ Bürgermeister



Amtliche Bekanntmachung!
Die nachstehend abgedruckte Satzung wurde mit dem Schreiben der
Rechtsaufsichtsbehörde, Landratsamt Kyffhäuserkreis, vom
26.02.2009 die rechtsaufsichtliche Genehmigung erteilt.

Niederbösa, den 02.03.2009

Satzung für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungsein-
richtungen der Gemeinde Niederbösa (Entwässerungssatzung -EWS)
Aufgrund der §§19 und 20 der Thüringer Kommunalordnung -ThürKO –
vom 28. Januar 2003, zuletzt geändert durch Artikel 2 des Thüringer Geset-
zes über das Neue Kommunale Finanzwesen (ThürNKFG) vom 19. No-
vember 2008 (GVBl. S. 381) erlässt die Gemeinde Niederbösa am
10.02.2009 folgende Satzung:

§ 1 Öffentliche Einrichtung
(1) Die Gemeinde betreibt zur Abwasserbeseitigung eine öffentliche Ein-

richtung.
(2) Die Entwässerungseinrichtung umfasst die leitungsgebundene

Entwässerungsanlage und die Fäkalschlammentsorgung. Art und Um-
fang der Entwässerungseinrichtung bestimmt die Gemeinde.

(3) Zur Entwässerungsanlage der Gemeinde gehören auch die
Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle), soweit sie sich im öffentli-
chen Straßengrund befinden.

(4) Nicht zur öffentlichen Entwässerungseinrichtung gehören:
• Bauwerks-und Bauflächendränagen
• der Entwässerung des Straßenkörpers dienende Anlagenteile, welche

sich entsprechend des Thüringer Straßengesetzes in Baulast des je-
weiligen Trägers befinden und durch den Straßenbaulastträger errich-
tet und unterhalten werden

• Anlagen, die der direkten Ableitung des Abwassers eines Grundstü-
ckes in ein Gewässer dienen, auch wenn diese weitere zwischen lie-
gende Grundstücke queren

• Regenwasserfallleitungen außerhalb des Grundstückes / Gebäudes bis
zur Einbindung in die öffentliche Entwässerungsanlage

• Gewässer nach dem Thüringer Wassergesetz (ThürWG § 1)

§ 2 Grundstücksbegriff – Grundstückseigentümer
(1) Grundstücke im Sinne dieser Satzung sind abgegrenzte Teile der Erdo-

berfläche, die im Bestandsverzeichnis eines Grundbuchblattes unter
einer besonderen Nummer eingetragen sind. Mehrere Grundstücke oder
Teile von Grundstücken im Sinne des Grundbuchrechts stellen ein Grund-
stück im Sinne dieser Satzung dar, wenn sie wegen verbindlicher
planerischer Feststellung oder tatsächlicher Geländeverhältnisse nur in
dieser Form baulich oder gewerblich nutzbar sind, diese Grundstücke
oder Grundstücksteile aneinander angrenzen und die Eigentums-
verhältnisse insoweit identisch sind.

(2) Die in dieser Satzung für die Grundstückseigentümer erlassenen Vor-
schriften gelten auch für Erbbauberechtigte und Inhaber eines dingli-
chen Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungs-
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB). Von mehreren ding-
lich am Grundstück Berechtigten ist jeder berechtigt und verpflichtet;
sie haften als Gesamtschuldner. § 2 Absatz 3 Thüringer
Kommunalabgabengesetz (ThürKAG) bleibt unberührt.

§ 3 Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieser Satzung haben die nachstehenden Begriffe folgende Be-
deutung:
Abwasser
ist Wasser, das durch häuslichen, gewerblichen, landwirtschaftlichen oder
sonstigen Gebrauch verunreinigt oder sonst in seinen Eigenschaften ver-
ändert ist oder das von Niederschlägen aus dem Bereich von bebauten
oder befestigten Flächen abfließt. Die Bestimmungen dieser Satzung gel-
ten nicht für das in landwirtschaftlichen Betrieben anfallende Abwasser,
einschließlich Jauche und Gülle, das dazu bestimmt und geeignet ist, auf
landwirtschaftlich, forstwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzte Böden auf-
gebracht zu werden.
Kanäle  sind Mischwasserkanäle.
Mischwasserkanäle
sind zur Aufnahme von Niederschlags-und Schmutzwasser bestimmt.
Grundstücksanschlüsse (Anschlusskanäle)
sind die Leitungen vom Kanal bis zur Grundstücksgrenze.
Grundstücksentwässerungsanlagen
sind die Einrichtungen eines Grundstückes, die dem Ableiten des Abwas-
sers dienen, einschließlich des Kontrollschachtes bzw. der Grundstücks-
kläranlage.
Grundstückskläranlagen
sind Anlagen eines Grundstückes zur Behandlung von Abwasser. Gruben
zur Sammlung des Abwassers (Sammelgruben) sind den Grundstücks-
kläranlagen gleichgestellt.
Fäkalschlamm
ist der Anteil des Abwassers, der in der Grundstückskläranlage zurückge-
halten wird.

§ 4 Anschluss-und Benutzungsrecht
(1) Jeder Grundstückseigentümer kann verlangen, dass sein Grundstück,

das durch einen Kanal erschlossen ist, nach Maßgabe dieser Satzung
an die öffentliche Entwässerungsanlage angeschlossen wird. Er ist be-
rechtigt, nach Maßgabe der §§ 14 bis 17 durch eine Grundstücks-

kläranlage ausschließlich vorgeklärtes Abwasser in die öffentliche
Entwässerungsanlage einzuleiten. Welche Grundstücke durch einen
Kanal erschlossen werden, bestimmt die Gemeinde. Der Grundstücks-
eigentümer kann unbeschadet weitergehender bundes-und landes-
gesetzlicher Vorschriften nicht verlangen, dass Kanäle hergestellt oder
bestehende geändert werden.

(2) Die Gemeinde Niederbösa kann den Anschluss eines Grundstückes
an einen bestehenden Kanal versagen, wenn die Entwässerung wegen
der Lage des Grundstücks oder aus sonstigen technischen oder be-
trieblichen Gründen der Gemeinde erhebliche Schwierigkeiten bereitet
oder besondere Maßnahmen erfordert, es sei denn, der Grundstücks-
eigentümer übernimmt die Mehrkosten, die mit dem Bau und Betrieb
zusammenhängen, und leistet auf Verlangen Sicherheit.

(3) Grundstückseigentümer, auf deren Grundstück das dort anfallende Ab-
wasser nicht in eine Entwässerungsanlage mit Zentralkläranlage ein-
geleitet werden kann, sind zum Anschluss und zur Benutzung der öf-
fentlichen Fäkalschlammentsorgungseinrichtung berechtigt.

(4) Ein Anschluss-und Benutzungsrecht besteht nicht,
1. wenn das Abwasser wegen seiner Art oder Menge nicht ohne weiteres

von der öffentlichen Entwässerungsanlage übernommen werden kann
und besser von demjenigen behandelt wird, bei dem es anfällt;

2. solange eine Übernahme des Abwassers technisch oder wegen des
unverhältnismäßig hohen Aufwands nicht möglich ist;

3. wenn die gesonderte Behandlung des Abwassers wegen der Siedlungs-
struktur das Wohl der Allgemeinheit nicht beeinträchtigt.

(5) Unbeschadet des Absatzes 4 besteht ein Benutzungsrecht nicht, soweit
eine Versickerung oder anderweitige Beseitigung von Niederschlags-
wasser ordnungsgemäß möglich ist. Die Gemeinde kann hiervon Aus-
nahmen zulassen oder bestimmen, wenn die Ableitung von
Niederschlagswasser aus betriebstechnischen Gründen erforderlich ist.

§ 5 Anschluss-und Benutzungszwang
(1) Die zum Anschluss Berechtigten gemäß § 4 Abs. 1 sind verpflichtet,

bebaute und auch unbebaute Grundstücke, wenn dort Abwasser an-
fällt, an die öffentliche Entwässerungsanlage anzuschließen (Anschluss-
zwang). Ein Anschlusszwang besteht nicht, wenn der Anschluss recht-
lich oder tatsächlich unmöglich ist. Ein Grundstück gilt als bebaut, wenn
auf ihm bauliche Anlagen, bei deren Benutzung Abwasser anfallen kann,
dauernd oder vorübergehend vorhanden sind.

(2) Die zur Benutzung der öffentlichen Fäkalschlammentsorgung Berech-
tigten gemäß § 4 Abs. 3 sind verpflichtet, für Ihre Grundstücke die öf-
fentliche Fäkalschlammentsorgungseinrichtung zu benutzen. Zufahrt und
Grundstückskläranlage sind so instandzuhalten, dass jederzeit unge-
hindert die Abfuhr erfolgen kann.

(3) Von Grundstücken, die an die öffentliche Entwässerungsanlage ange-
schlossen sind, ist im Umfang des Benutzungsrechts vorgeklärtes Ab-
wasser in die öffentliche Entwässerungsanlage einzuleiten (Benutzungs-
zwang). Verpflichtet sind die Grundstückseigentümer und alle Benutzer
der Grundstücke. Sie haben auf Verlangen der Gemeinde die dafür er-
forderliche Überwachung zu dulden.

§ 6 Befreiung vom Anschluss-oder Benutzungszwang
(1) Von der Verpflichtung zum Anschluss oder zur Benutzung wird auf An-

trag ganz oder zum Teil befreit, wenn der Anschluss oder die Benut-
zung aus besonderen Gründen auch unter Berücksichtigung der Erfor-
dernisse des Gemeinwohls nicht zumutbar ist. Eine Befreiung von der
Fäkalschlammentsorgung kann insbesondere für landwirtschaftliche
Betriebe erfolgen, wenn der dort anfallende Fäkalschlamm auf betriebs-
eigenen Ackerflächen ordnungsgemäß aufgebracht werden kann. Der
Nachweis über das gewerbliche Betreiben des Landwirtschaftsbetriebes
ist durch Bestätigung der zuständigen Landwirtschaftsbehörde zu er-
bringen. Der Antrag auf Befreiung ist unter Angabe der Gründe schrift-
lich bei der Gemeinde einzureichen.

(2) Die Befreiung kann befristet, unter Bedingungen, Auflagen und Widerrufs-
vorbehalt erteilt werden.

§ 7 Sondervereinbarungen
(1) Ist der Eigentümer nicht zum Anschluss oder zur Benutzung berechtigt

oder verpflichtet, so kann die Gemeinde durch Vereinbarung ein beson-
deres Benutzungsverhältnis begründen.

(2) Für dieses Benutzungsverhältnis gelten die Bestimmungen dieser Sat-
zung und der Gebührensatzung entsprechend. Soweit es sachgerecht
ist, kann die Sondervereinbarung auch abweichende Regelungen, so
auch zu Kosten und Kostenschuldner, treffen.

§ 8 Grundstücksanschluss
(1) Die Grundstücksanschlüsse werden von der Gemeinde bzw. beauftrag-

ten Dritten hergestellt, erneuert, geändert und unterhalten. Die Gemeinde
kann, soweit die Grundstücksanschlüsse nicht nach § 1 Abs. 3 Bestand-
teil der Entwässerungsanlage sind, auf Antrag zulassen oder von Amts
wegen anordnen, dass der Grundstückseigentümer den Grundstücks-
anschluss ganz oder teilweise herstellt, erneuert, ändert und unterhält;
die §§ 10 und 12 gelten entsprechend.

(2) Die Gemeinde bestimmt Zahl, Art, Nennweite und Führung der
Grundstücksanschlüsse. Sie bestimmt auch, wo und an welchem Ka-
nal anzuschließen ist. Begründete Wünsche der Grundstückseigentümer
werden dabei nach Möglichkeit berücksichtigt. Soll der Grundstücksan-
schluss auf Wunsch des Grundstückseigentümers nachträglich geän-
dert werden, sind die näheren Einzelheiten, insbesondere die
Kostentragung, vorab in einer gesonderten Vereinbarung zu regeln.
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(3) Jeder Eigentümer, dessen Grundstück an die öffentliche Entwässerungs-
anlage angeschlossen oder anzuschließen ist, muss die Verlegung von
Grundstücksanschlüssen, den Einbau von Schächten, Schiebern,
Messeinrichtungen und dergleichen sowie von Sonderbauwerken zu-
lassen, ferner das Anbringen von Hinweisschildern dulden, soweit die-
se Maßnahmen für die ordnungsgemäße Beseitigung des auf seinem
Grundstück anfallenden Abwassers erforderlich sind.

§ 9 Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Jedes Grundstück, das an die öffentliche Entwässerungseinrichtung

angeschlossen wird, ist vorher vom Grundstückseigentümer mit einer
Grundstücksentwässerungsanlage zu versehen, die nach den anerkann-
ten Regeln der Technik herzustellen, zu betreiben, zu unterhalten und
zu ändern ist.

(2) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sind mit einer Grundstücks-
kläranlage zu versehen, da das Abwasser keiner Zentralkläranlage zu-
geführt wird. Die Grundstückskläranlage ist auf dem anzuschließenden
Grundstück so zu erstellen, dass die Abfuhr des Fäkalschlammes durch
Entsorgungsfahrzeuge möglich ist; sie ist Bestandteil der Grundstücks-
entwässerungsanlage.

(3) Am Ende der Grundstücksentwässerungsanlage ist ein Kontrollschacht
vorzusehen. Die Gemeinde kann verlangen, dass anstelle oder zusätz-
lich zum Kontrollschacht ein Messschacht zu erstellen ist.

(4) Besteht zum Kanal kein ausreichendes Gefälle, so kann die Gemeinde
vom Grundstückseigentümer den Einbau und Betrieb einer Hebean-
lage zur Entwässerung des Grundstücks verlangen, wenn ohne diese
Anlage eine ordnungsgemäße Beseitigung der Abwässer bei einer den
Regeln der Technik entsprechenden Planung und Ausführung des Kanal-
systems nicht möglich ist. Die Abwasserhebeanlage ist Bestandteil der
Grundstücksentwässerungsanlage.

(5) Gegen den Rückstau des Abwassers aus dem Abwassernetz hat sich
jeder Anschlussnehmer selbst zu schützen.

6) Die Grundstücksentwässerungsanlagen sowie Arbeiten daran dürfen
nur durch fachlich geeignete Unternehmer ausgeführt werden.

§ 10 Zulassung der Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Bevor die Grundstücksentwässerungsanlage hergestellt oder geändert

wird, sind der Gemeinde folgende Unterlagen in doppelter Ausfertigung
einzureichen:

a) Lageplan des zu entwässernden Grundstücks im Maßstab 1:1000,
b) Grundriss-und Flächenpläne im Maßstab 1:100, aus denen der Verlauf

der Leitungen, nach § 9 Abs. 2 die Grundstückskläranlage und die be-
festigte Zufahrt für die Fäkalschlammentsorgung ersichtlich sind,

c) Längsschnitte aller Leitungen mit Darstellung der Entwässerungs-
gegenstände im Maßstab 1:100, bezogen auf Normal-Null (NN), aus
denen insbesondere die Gelände-und Kanalsohlenhöhen, die maßgeb-
lichen Kellersohlenhöhen, Querschnitte und Gefälle der Kanäle, Schäch-
te und höchste Grundwasseroberfläche zu ersehen sind,

d) wenn Gewerbe-oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner
Beschaffenheit erheblich vom Haushaltsabwasser abweicht, zugeführt
wird, ferner Angaben über

- Zahl der Beschäftigten und der ständigen Bewohner auf dem Grund-
stück, wenn deren Abwasser miterfasst werden soll, -Menge und Be-
schaffenheit des Verarbeitungsmaterials der Erzeugnisse, -die abwasser-
erzeugenden Betriebsvorgänge, -Höchstzufluss und Beschaffenheit des
zum Einleiten bestimmten Abwassers, -die Zeiten, in denen eingeleitet
wird, die Vorbehandlung des Abwassers
(Kühlung, Reinigung, Neutralisation, Dekontaminierung) mit
Bemessungsnachweisen.
Soweit nötig, sind die Angaben zu ergänzen durch den wasser-
wirtschaftlichen Betriebsplan (Zufluss, Verbrauch, Kreislauf, Abfluss) und
durch Pläne der zur Vorbehandlung beabsichtigten Einrichtungen. Die
Pläne haben den bei der Gemeinde Niederbösa ausliegenden Plan-
mustern zu entsprechen. Alle Unterlagen sind von den Bauherren und
Planfertigern zu unterschreiben. Beim Umgang mit gefährlichen Stof-
fen sind die erforderlichen Genehmigungen der zuständigen Behörden
beizufügen.

(2) Die Gemeinde prüft, ob die beabsichtigten Grundstücksentwässerungs-
anlagen den Bestimmungen dieser Satzung entsprechen. Ist das der
Fall, so erteilt die Gemeinde Niederbösa schriftlich ihre Zustimmung
und gibt eine Ausfertigung der eingereichten Unterlagen mit Zu-
stimmungsvermerk zurück. Die Zustimmung kann unter Bedingungen
und Auflagen erteilt werden. Andernfalls setzt die Gemeinde dem Bau-
herrn unter Angabe der Mängel eine angemessene Frist zur Berichti-
gung. Die geänderten Unterlagen sind sodann erneut einzureichen.

(3) Mit der Herstellung oder Änderung der Grundstücksentwässerungsan-
lagen darf erst nach schriftlicher Zustimmung der Gemeinde begonnen
werden. Eine Genehmigungspflicht nach sonstigen, insbesondere nach
Straßenbau-und wasserrechtlichen Bestimmungen bleibt durch die Zu-
stimmung unberührt.

4) Von den Bestimmungen der Absätze 1 bis 3 kann die Gemeinde Aus-
nahmen zulassen.

§ 11 Herstellung und Prüfung der Grundstücksentwässerungsanlage
(1) Die Grundstückseigentümer haben der Gemeinde den Beginn des

Herstellens, des Änderns, des Ausführens größerer Unterhaltungs-
arbeiten oder das Beseitigens drei Tage vorher schriftlich anzuzeigen
und gleichzeitig den Unternehmer zu benennen. Muss wegen Gefahr

im Verzug mit den Arbeiten sofort begonnen werden, so ist der Beginn
innerhalb 24 Stunden schriftlich anzuzeigen.

(2) Die Gemeinde ist berechtigt, die Arbeiten zu überprüfen. Die Grundstücks-
entwässerungsanlage darf nur mit vorheriger Zustimmung der Gemein-
de verdeckt werden. Andernfalls ist sie auf Anordnung der Gemeinde
und auf Kosten des Grundstückseigentümers oder Verfügungsberech-
tigten freizulegen.

(3) Die Grundstückseigentümer haben zu allen Überprüfungen Arbeitskräf-
te, Geräte und Werkstoffe bereitzustellen.

(4) Festgestellte Mängel sind innerhalb einer angemessenen Frist durch
die Grundstückseigentümer zu beseitigen. Die Beseitigung der Mängel
ist der Gemeinde zur Nachprüfung anzuzeigen.

(5) Die Gemeinde kann verlangen, dass die Grundstücksentwässerungs-
anlagen nur mit ihrer Zustimmung in Betrieb genommen werden. Die
Zustimmung kann insbesondere davon abhängig gemacht werden, dass
seitens des vom Grundstückseigentümer beauftragten Unternehmers
eine Bestätigung über die Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit nach den
allgemein anerkannten Regeln der Technik vorgelegt wird.

(6) Die Zustimmung nach § 10 Abs. 3 und die Prüfung der Grundstücks-
entwässerungsanlage durch die Gemeinde befreien den Grundstücks-
eigentümer, den Bauherrn, den ausführenden Unternehmer und den
Planfertiger nicht von der Verantwortung für die vorschriftsmäßige und
fehlerfreie Planung und Ausführung der Anlage.

§ 12 Überwachung
(1) Die Gemeinde ist befugt, die Grundstücksentwässerungsanlage jederzeit

zu überprüfen, Abwasserproben zu entnehmen und Messungen durch-
zuführen. Dasselbe gilt für die Grundstücksanschlüsse und Kontroll-/
Messschächte, wenn die Gemeinde sie nicht selbst unterhält. Zu die-
sem Zweck sind den Beauftragten der Gemeinde, die sich auf Verlan-
gen auszuweisen haben, ungehindert Zugang zu allen Anlageteilen zu
gewähren und die notwendigen Auskünfte zu erteilen. Die Grundstücks-
eigentümer werden davon möglichst vorher verständigt; das gilt nicht
für Probeentnahmen und Abwassermessungen.

(2) Der Grundstückseigentümer ist verpflichtet, die von ihm zu unterhalten-
den Grundstücksentwässerungsanlagen in Abständen von zehn Jah-
ren durch einen fachlich geeigneten Unternehmer auf Bauzustand,
insbesondere Dichtigkeit und Funktionsfähigkeit untersuchen und fest-
gestellte Mängel beseitigen zu lassen. Über die durchgeführten Unter-
suchungen und über die Mängelbeseitigung ist der Gemeinde eine
Bestätigung des damit beauftragten Unternehmers vorzulegen. Die
Gemeinde kann darüber hinaus jederzeit verlangen, dass die vom
Grundstückseigentümer zu unterhaltenden Anlagen in einen Zustand
gebracht werden, die Störungen anderer Einleiter, Beeinträchtigungen
der öffentlichen Entwässerungsanlage und Gewässerverunreinigungen
ausschließt.

(3) Wird Gewerbe-oder Industrieabwasser oder Abwasser, das in seiner
Beschaffenheit erheblich vom Hausabwasser abweicht, zugeführt, kann
die Gemeinde den Einbau und den Betrieb von Überwachungsein-
richtungen auf Kosten des Eigentümers verlangen.

(4) Die Grundstückseigentümer haben Störungen und Schäden an den
Grundstücksanschlüssen, Grundstücksentwässerungsanlagen, Kontroll-
und Messschächten, Überwachungseinrichtungen und etwaigen Vor-
behandlungsanlagen unverzüglich der Gemeinde anzuzeigen.

(5) Die Verpflichtungen nach den Absätzen 1 bis 4 gelten auch für die Be-
nutzer der Grundstücke.

§ 13 Stilllegung von Entwässerungsanlagen auf dem Grundstück
entfällt

§ 14 Entsorgung des Fäkalschlamms
(1) Die Gemeinde oder das von ihr beauftragte Abfuhrunternehmen räumt

die Grundstückskläranlage und führt den Fäkalschlamm in der Regel
einmal pro Jahr ab. Den Vertretern der Gemeinde und ihren Beauftrag-
ten ist ungehinderter Zutritt zu den Grundstücksentwässerungsanlagen
zu gewähren.

(2) Die Gemeinde bestimmt den genauen Zeitpunkt, zu dem die Durchfüh-
rung der Entsorgung beabsichtigt ist. Ein Anspruch des Benutzers be-
steht insoweit nicht.

(3) Die allgemeinen Termine des Entsorgungsplanes werden im Amtsblatt
der Gemeinde bekannt gemacht. Die Möglichkeit für genaue Termin-
vereinbarungen innerhalb des vorgesehenen Entsorgungsplanes zwi-
schen der Gemeinde oder dem von ihr beauftragten Abfuhrunternehmen
und dem Grundstückseigentümer besteht.

(4) Der Grundstückseigentümer kann bei Bedarf einen zusätzlichen
Entsorgungstermin beantragen; die Gemeinde entscheidet über diesen
Antrag unter Berücksichtigung der betrieblichen Erfordernisse der öf-
fentlichen Fäkalschlammentsorgung.

5) Der Inhalt der Grundstückskläranlagen geht mit der Abfuhr in das Eigen-
tum der Gemeinde über. Die Gemeinde ist nicht verpflichtet, in diesen
Stoffen nach verlorenen Gegenständen zu suchen oder suchen zu las-
sen. Werden darin Wertgegenstände gefunden, sind sie als Fundsache
zu behandeln.

§ 15 Verbot des Einleitens, Einleitungsbedingungen
(1) In die öffentlichen Entwässerungsanlagen dürfen Stoffe nicht eingeleitet

oder eingebracht werden, die
- die dort beschäftigten Personen gefährden oder deren Gesundheit be-

einträchtigen,
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- die öffentliche Entwässerungsanlage oder die angeschlossenen Grund-
stücke gefährden oder beschädigen,

- den Betrieb der Entwässerungsanlage erschweren, behindern oder be-
einträchtigen,

- die landwirtschaftliche, forstwirtschaftliche oder gärtnerische Verwer-
tung des Klärschlamms erschweren oder verhindern oder

- sich sonst schädlich auf die Umwelt, insbesondere die Gewässer, aus-
wirken.

(2) Dieses Verbot gilt insbesondere für:
1. feuergefährliche Stoffe oder zerknallfähige Stoffe, wie Benzin, Benzol, Öl,
2. infektiöse Stoffe, Medikamente,
3.  radioaktive Stoffe,
4.  Farbstoffe, Lösemittel,
5.  Abwasser oder andere Stoffe, die schädliche Ausdünstungen, Gase

oder Dämpfe verbreiten können,
6. Grund-und Quellwasser,
7. feste Stoffe auch in zerkleinerter Form wie Schutt, Asche, Sand, Kies,

Faserstoffe, Zement, Kunstharze, Teer, Pappe, Dung, Küchenabfälle,
Schlachtabfälle, Treber, Hefe, flüssige Stoffe, die erhärten,

8. Räumgut aus Leichtstoff-und Fettabscheidern, Jauche, Gülle, Abwas-
ser aus Dunggruben und Tierhaltungen, Silagegärsaft, Blut aus Schläch-
tereien, Molke,

9. Absetzgut, Schlämme oder Suspensionen aus Vorbehandlungsanlagen,
Räumgut aus Grundstückskläranlagen und abflusslosen Gruben
unbeschadet der Regelungen zur Beseitigung der Fäkalschlämme,

10. Stoffe oder Stoffgruppen, die wegen der Besorgung einer Giftigkeit,
Langlebigkeit, Anreicherungsfähigkeit oder einer krebserzeugenden,
fruchtschädigenden oder erbgutverändernden Wirkung als gefährlich
zu bewerten sind, wie Schwermetalle, Cyanide, halogenierte Kohlen-
wasserstoffe, Polycyclische Aromaten, Phenole.

Ausgenommen sind:
a) unvermeidbare Spuren solcher Stoffe im Abwasser in der Art und in der

Menge, wie sie auch im Abwasser aus Haushaltungen üblicherweise
anzutreffen sind.

b) Stoffe, die nicht vermieden oder in einer Vorbehandlungsanlage zurück-
gehalten werden können und deren Einleitung die Gemeinde Niederbösa
in den Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 zugelassen hat;

c) Stoffe, die aufgrund einer Genehmigung nach § 59 Absatz 2 des Thü-
ringer Wassergesetzes eingeleitet werden, soweit die Gemeinde
Niederbösa keine Einwendung erhebt.

11. Abwasser aus Industrie-und Gewerbebetrieben,
-das wärmer als +35 °C,
-das einen pH-Wert von unter 6,5 oder über 9,5 aufweist,
-das aufschwimmende Öle und Fette enthält oder
-das als Kühlwasser benutzt worden ist.

12. Das Einleiten von gentechnisch manipulierten Stoffen.
(3) Die Einleitungsbedingungen nach Abs. 2 Nr. 10 Buchst. b) werden ge-

genüber den einzelnen Anschlusspflichtigen oder im Rahmen der
Sondervereinbarung festgelegt.

(4) a) Über Abs. 3 hinaus kann die Gemeinde in den Einleitungsbedingungen
auch die Einleitung von Abwasser besonderer Art und Menge ausschlie-
ßen oder von besonderen Voraussetzungen abhängig machen, soweit
dies zum Schutz des Betriebspersonals, der Entwässerungsanlage oder
zur Erfüllung der für den Betrieb der öffentlichen Entwässerungsanlage
geltenden Vorschriften, insbesondere der Bedingungen und Auflagen
des der Gemeinde erteilten wasserrechtlichen Bescheids erforderlich ist.
b) Die Einleitung von Abwasser in die öffentliche Abwasseranlage ist
möglich, wenn dieses hinsichtlich seiner Zusammensetzung den For-
derungen der Anlagen 1 und 2 entspricht. Werden im Rahmen des der
Gemeinde erteilten wasserrechtlichen Bescheides für die Abwasser-
einleitung aus einer Kanalisation ohne anschließende Abwasser-
reinigungsanlage geringere Einleitungshöchstwerte als in den Anlagen
1 und 2 gestellt, so sind diese für die Einleitung in die öffentliche Ab-
wasseranlage verbindlich.

(5) Die Gemeinde kann die Einleitungsbedingungen nach Abs. 3 und 4 neu
festlegen, wenn die Einleitung von Abwasser in die öffentliche
Entwässerungsanlage nicht nur vorübergehend nach Art oder Menge
wesentlich geändert wird oder wenn sich die für den Betrieb der öffent-
lichen Entwässerungsanlage geltenden Gesetze oder Bescheide än-
dern. Die Gemeinde kann Fristen festlegen, innerhalb derer die zur Er-
füllung der geänderten Anforderungen notwendigen Maßnahmen durch-
geführt werden müssen.

(6) Die Gemeinde kann die Einleitung von Stoffen im Sinne der Abs. 1 und
2 zulassen, wenn der Verpflichtete Vorkehrungen trifft, durch die die
Stoffe ihre gefährdende oder schädigende oder den Betrieb der öffent-
lichen Entwässerungsanlage erschwerende Wirkung verlieren. In die-
sem Fall hat er der Gemeinde eine Beschreibung nebst Plänen in dop-
pelter Ausfertigung vorzulegen. Die Gemeinde kann die Einleitung der
Stoffe zulassen, erforderlichenfalls nach Anhörung der für den Gewässer-
schutz zuständigen Sachverständigen.

(7) Besondere Vereinbarungen zwischen der Gemeinde und einem Ver-
pflichteten, die das Einleiten von Stoffen im Sinne des Abs. 1 durch
entsprechende Vorkehrungen an der öffentlichen Entwässerungsanlage
ermöglichen, bleiben vorbehalten.

(8) Wenn Stoffe im Sinne des Abs. 1 in eine Grundstücksentwässerungsan-
lage oder in die öffentliche Entwässerungsanlage gelangen, ist die Ge-
meinde sofort zu verständigen.

§ 16 Abscheider
(1) Sofern mit dem Abwasser Leichtflüssigkeiten, wie z. B. Benzin, Benzol,

Öle oder Fette mit abgeschwemmt werden können, sind in die
Grundstücksentwässerungsanlage Abscheider einzuschalten und inso-
weit ausschließlich zu benutzen.

(2) Die Abscheider müssen in regelmäßigen Zeitabständen und bei Bedarf
entleert werden. Die Gemeinde kann den Nachweis der ordnungsge-
mäßen Entleerung verlangen. Das Abscheidegut ist schadlos zu ent-
sorgen.

§ 17 Untersuchung des Abwassers
(1) Die Gemeinde kann über die Art und Menge des eingeleiteten oder

einzuleitenden Abwassers Aufschluss verlangen. Bevor erstmals Ab-
wasser eingeleitet wird oder wenn Art oder Menge des eingeleiteten
Abwassers geändert werden, ist der Gemeinde auf Verlangen nachzu-
weisen, dass das Abwasser keine Stoffe enthält, die unter das Verbot
des § 15 fallen.

(2) Die Gemeinde kann eingeleitetes Abwasser jederzeit, auch periodisch,
auf Kosten des Grundstückseigentümers untersuchen lassen. Die Ge-
meinde kann verlangen, dass die nach § 12 Abs. 3 eingebauten
Überwachungseinrichtungen ordnungsgemäß betrieben und die
Messergebnisse vorgelegt werden.

(3) Die Beauftragten der Gemeinde und die Bediensteten der für die
Gewässeraufsicht zuständigen Behörden können die anzuschließen-
den oder die angeschlossenen Grundstücke betreten, wenn dies zur
Durchführung der in den Absätzen 1 und 2 vorgesehenen Maßnahmen
erforderlich ist.

§ 18 Haftung
(1) Die Gemeinde haftet unbeschadet des Abs. 2 nicht für Schäden, die auf

solchen Betriebsstörungen beruhen, die sich auch bei ordnungsgemä-
ßer Planung, Ausführung und Unterhaltung der Entwässerungsein-
richtung nicht vermeiden lassen. Satz 1 gilt insbesondere auch für Schä-
den, die durch Rückstau hervorgerufen werden.

(2) Die Gemeinde haftet für Schäden, die sich aus dem Benutzen der öf-
fentlichen Entwässerungsanlage ergeben, nur dann, wenn einer Per-
son, derer sich die Gemeinde zur Erfüllung seiner Verpflichtungen be-
dient, Vorsatz oder grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt.

(3) Der Grundstückseigentümer und die Benutzer haben für die ordnungs-
gemäße Benutzung der öffentlichen Entwässerungsanlage einschließ-
lich des Grundstücksanschlusses zu sorgen.

(4) Wer den Vorschriften dieser Satzung oder einer Sondervereinbarung
zuwiderhandelt, haftet der Gemeinde für alle ihr dadurch entstehenden
Schäden und Nachteile. Dasselbe gilt für Schäden und Nachteile, die
durch den mangelhaften Zustand der Grundstücksentwässerungsan-
lage oder des Grundstücksanschlusses verursacht werden, soweit die-
ser nach § 8 vom Grundstückseigentümer herzustellen, zu erneuern,
zu ändern und zu unterhalten ist. Mehrere Verpflichtete haften als Ge-
samtschuldner.

§ 19 Grundstücksbenutzung
(1) Der Grundstückseigentümer hat das Anbringen und Verlegen von Lei-

tungen, einschließlich Zubehör zur Ableitung von Abwasser über sein
im Entsorgungsgebiet liegendes Grundstück sowie sonstige Schutz-
maßnahmen unentgeltlich zuzulassen, wenn und soweit diese Maß-
nahmen für die örtliche Abwasserbeseitigung erforderlich sind. Diese
Pflicht betrifft nur Grundstücke, die an die öffentliche Entwässerungs-
anlage angeschlossen oder anzuschließen sind, die vom Eigentümer
im wirtschaftlichen Zusammenhang mit einem angeschlossenen oder
zum Anschluss vorgesehenen Grundstück genutzt werden oder für die
die Möglichkeit der örtlichen Abwasserbeseitigung sonst wirtschaftlich
vorteilhaft ist. Die Verpflichtung entfällt, soweit die Inanspruchnahme
der Grundstücke den Eigentümer in unzumutbarer Weise belasten würde.

(2) Der Grundstückseigentümer ist rechtzeitig über Art und Umfang der
beabsichtigten Inanspruchnahme seines Grundstücks zu benachrichtigen.

(3) Der Grundstückseigentümer kann die Verlegung der Einrichtungen ver-
langen, wenn sie an der bisherigen Stelle für ihn nicht mehr zumutbar
sind. Die Kosten der Verlegung hat die Gemeinde zu tragen, soweit die
Einrichtung nicht ausschließlich der Entsorgung des Grundstücks dient.

(4) Die Absätze 1 bis 3 gelten nicht für öffentliche Verkehrswege und
Verkehrsflächen sowie für Grundstücke, die durch Planfeststellung für
den Bau von öffentlichen Verkehrswegen und Verkehrsflächen bestimmt
sind.

§ 20 Ordnungswidrigkeiten
Nach § 19 ThürKO kann nach dieser Bestimmung mit Geldbuße bis zu
5.000 Euro belegt werden, wer vorsätzlich oder fahrlässig
1. den Vorschriften über den Anschluss- und Benutzungszwang (§ 5) zuwi-

derhandelt,
2. eine der in § 10 Abs. 1, § 11 Abs. 1, § 12 Abs. 4 und Abs. 5, § 16 Abs. 2

und § 17 Abs. 1 und 2 festgelegten Melde-, Auskunfts- oder Vorlage-
fristen verletzt,

3. entgegen § 10 Abs. 1 vor Zustimmung der Gemeinde mit der Herstellung
oder Änderung der Grundstücksentwässerungsanlage beginnt,

4.entgegen den Vorschriften des § 15 Abwässer in die öffentliche
Entwässerungsanlage einleitet.

§ 21 Anordnungen für den Einzelfall; Zwangsmittel
(1) Die Gemeinde kann zur Erfüllung der nach dieser Satzung bestehen-
     den Verpflichtungen Anordnungen für den Einzelfall erlassen.
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(2) Für die Erzwingung der in dieser Satzung vorgeschriebenen Handlun-
gen, eines Duldens oder Unterlassens gelten die Vorschriften des Thü-
ringer Verwaltungszustellungs-und Vollstreckungsgesetzes.

§ 21 a Verwaltungskosten
Für Amtshandlungen nach dieser Satzung wird das Thüringer Verwaltungs-
kostengesetz in Verbindung mit der Thüringer Allgemeinen Verwaltungs-
kostenordnung für anwendbar erklärt.

§ 22 Inkrafttreten
(1) Die Entwässerungsatzung tritt rückwirkend zum 01.01.2008 in Kraft
(2) Die Entwässerungsatzung vom 09.08.2002 tritt zum 31.12.2007 außer

Kraft.
(3) Abweichend von Abs. 1 treten die Vorschriften des § 20 am Tag nach der

amtlichen Bekanntmachung dieser Satzung in Kraft.

Gemeinde Niederbösa, den 02.03.2009
Siegel Bürgermeister

Anlage 1
Allgemein verbindliche Einleitungshöchstwerte
Parameter Grenzwert
pH-Wert 6,5-10,0; Temperatur 35 °C;  Absetzbare Stoffe 10,0 ml/l
Schwerflüchtige lipophile Stoffe 250 mg/l; Kohlenwasserstoffe (DIN 38409)
20 mg/l;  Adsorbierbare organische Halogenverbindungen (AOX) 1,0 mg/l
Leichtflüchtige halogenierte Kohlenwasserstoffe (LHKW) 0,5 mg/l
Arsen (As) 0,5 mg/l; Blei (Pb) 1,0 mg/l; Cadmium (Cd) 0,5 mg/l;
Chrom gesamt (Cr) 1,0 mg/l; Chrom-VI 0,2 mg/l; Kupfer 1,0 mg/l; Nickel 1,0
mg/l;  Silber (Ag) 1,0 mg/l; Quecksilber (Hg) 0,1 mg/l; Zinn (Sn) 5,0 mg/l;
Zink (Zn) 5,0 mg/l; Cyanid (CN) 20 mg/l; Cyanid, leicht freisetzbar 1,0 mg/l;
Sulfat 600 mg/l; Sulfid 2,0 mg/l; Flourid 50 mg/l; Wasserdampfflüchtige
halogenfreie Phenole 100 mg/l; PAK 0002 mg/l; PCB 0,003 mg/l

Anlage 2
Einleitungshöchstwerte für häusliches Abwasser
Parameter Grenzwert
Chemischer Sauerstoffbedarf (CSB) 800 mg/l; Biochemischer Sauerstoff-
bedarf (BSB5) 400 mg/l; Stickstoff aus Ammonium und Ammoniak 75 mg/l
Phosphatverbindungen 15 mg/l
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Amtliche Bekanntmachung!
Die nachstehend abgedruckte Satzung wurde mit dem Schreiben der
Rechtsaufsichtsbehörde, Landratsamt Kyffhäuserkreis, vom 26.02.2009 die
rechtsaufsichtliche Genehmigung erteilt. Niederbösa, den 02.03.2009

Satzung für die Erhebung einer Kommunalabgabe zur Abwälzung der
Abwasserabgabe (AbSAbwAG) für Kleineinleiter der Gemeinde
Niederbösa vom 10.02.2009
Aufgrund des § 8 Abs. 1 des Thüringer Ausführungsgesetzes zum
Abwasserabgabengesetz (ThürAbwAG) vom 28.05.1993 (GVBl. S. 301)
zuletzt geändert durch Art. 18 des des Thüringer Haushaltsbegleitgesetzes
2008/2009 vom 20.12.2007 (GVBl. S. 267) und des § 2 des Thüringer
Kommunalabgabengesetzes (ThürKAG) in der Fassung der Neu-
bekanntmachung vom 19.09.2000 (GVBl. Nr. 10 S. 301), zuletzt geändert
am 17.12.2004 (GVBl. S. 889), erlässt die Gemeinde Niederbösa folgende
Satzung:

§ 1 Abgabeerhebung
Die Gemeinde Niederbösa erhebt nach Maßgabe dieser Satzung zur
Abwälzung der ihr nach § 9 Abs. 2 Satz 2 des Abwasserabgabengesetzes
(AbwAG) in Verbindung mit den §§ 7, 8 Abs. 1 ThürAbwAG zu zahlende
Abwasserabgabe eine jährliche Kommunalabgabe.

§ 2 Abgabetatbestand
Die Abgabe wird für Grundstücke erhoben auf denen Abwasser anfällt, für
dessen Einleitung die Gemeinde nach § 7 in Verbindung mit § 6 ThürAbwAG
anstelle des Einleiters abgabepflichtig ist.

§ 3 Abgabeschuldner
Abgabepflichtig ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabeschuld
Grundstückseigentümer, Erbbauberechtigter, Inhaber eines dinglichen
Nutzungsrechtes im Sinne des Artikels 233 § 4 des Einführungsgesetzes
zum Bürgerlichen Gesetzbuch (EGBGB) ist. Abgabepflichtig ist auch der
Inhaber eines auf dem Grundstück befindlichen Betriebes, soweit dieser
Einleiter im Sinne des Abwasserabgabengesetzes ist. Mehrere Abgaben-
schuldner sind Gesamtschuldner.

§ 4 Veranlagungszeitraum, Entstehung und Beendigung
der Abgabepflicht

Veranlagungszeitraum ist das Kalenderjahr. Die Abgabepflicht entsteht
jeweils zu Beginn eines jeden Kalenderjahres. Erfolgt die Einleitung zu ei-
nem späteren Zeitpunkt, entsteht die Abgabepflicht mit dem Tag der Einlei-
tung anteilig zum Jahresbruchteil. Die Abgabepflicht erlischt mit dem Tag,
an dem die Einleitung entfällt oder der Abgabepflichtige den anderweitigen
Wegfall der Gemeinde schriftlich anzeigt.

§ 5 Abgabemaßstab und Abgabesatz
Die Abgabe wird nach der Zahl der zum Beginn des jeweiligen Kalen-
derjahres auf dem Grundstück mit Haupt- oder Nebenwohnsitz behörd-
lich gemeldeten Einwohner berechnet. Hierfür werden die Meldelisten
des Einwohnermeldeamtes zugrunde gelegt. Die Abgabe beträgt je Ein-
wohner 17,90 € pro Jahr.

§ 6 Heranziehung und Fälligkeit
Die Heranziehung setzt einen schriftlichen Bescheid voraus, der mit dem
Bescheid über andere Abgaben verbunden sein kann.
Die Abgabe ist einen Monat nach Bekanntgabe des Abgabebescheides
fällig.

§ 7 Auskunfts-und Nachweispflicht
Der Abgabepflichtige hat für die Prüfung und Berechnung der Abgabean-
sprüche die erforderlichen Auskünfte zu erteilen.

§ 8 Ordnungswidrigkeit
Vorsätzliche und leichtfertige Zuwiderhandlungen gegen § 7 dieser Sat-
zung sind Ordnungswidrigkeiten im Sinne von § 17 des Thüringer
Kommunalabgabengesetzes und können mit einer Geldbuße bis zu
10.000,00 €  geahndet werden.

§ 9 Billigkeitsmaßnahmen
Ansprüche aus dem Abgabeschuldverhältnis können ganz oder teilweise
gestundet werden, wenn die Einziehung bei Fälligkeit eine erhebliche Här-
te für den Schuldner bedeuten würde und der Anspruch durch die Stun-
dung nicht gefährdet erscheint. Ist deren Einziehung nach Lage des Einzel-
falles unbillig, können sie ganz oder zum Teil erlassen werden.

§ 10 In-Kraft-Treten
(1) Die Satzung tritt rückwirkend zum 01.01.2008 in Kraft
(2) Die Satzung vom 01.01.2001 tritt zum 31.12.2007 außer Kraft.
(3) Abweichend von Abs. 1 treten die Vorschriften des § 8 am Tag nach der
amtlichen Bekanntmachung dieser Satzung in Kraft.

Gemeinde Niederbösa, den 02.03.2009

-Siegel Bürgermeister

Amtliche Bekanntmachung!
Die nachstehend abgedruckte Satzung wurde mit dem Schreiben der
Rechtsaufsichtsbehörde, Landratsamt Kyffhäuserkreis, vom 26.02.2009 die
rechtsaufsichtliche Genehmigung erteilt.

Niederbösa, den 02.03.2009

Gebührensatzung zur Entwässerungssatzung
der Gemeinde Niederbösa  –GS-EWS

Aufgrund der §§ 1, 2, 12, 14 des Thüringer Kommunalabgabengesetzes
(ThürKAG) in der Fassung der Neubekanntmachung vom 19.09.2000 (GVBl.
Nr. 10 S. 301) zuletzt geändert am 17.12.2004 (GVBl. S. 889) erlässt die
Gemeinde Niederbösa am 10.02.2009 folgende Satzung:

§ 1 Abgabenerhebung
Die Gemeinde Niederbösa erhebt nach Maßgabe dieser Satzung:
1. Benutzungsgebühren für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungs-

einrichtung (Einleitungsgebühren, Beseitigungsgebühren)
2. Kosten für Grundstücksanschlüsse, soweit sie nicht Teil der öffentlichen

Entwässerungseinrichtung sind.
§ 2 Kosten für die Grundstücksanschlüsse

(1) Die Aufwendungen für die Herstellung, Anschaffung, Verbesserung, Er-
neuerung, Veränderung und Beseitigung sowie für die Unterhaltung des
Teils des Grundstücksanschlusses im Sinne des § 1 Abs. 3 EWS, der
sich nicht im öffentlichen Straßengrund befindet, sind der Gemeinde in
der jeweils tatsächlich entstandenen Höhe zu erstatten.

(2) Der Erstattungsanspruch entsteht mit Abschluss der jeweiligen Maß-
nahme. Schuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens des Erstattungs-
anspruchs Eigentümer des Grundstücks oder Erbbauberechtigter ist.
Mehrere Schuldner sind Gesamtschuldner.

(3) Die Abgabeschuld für die Grundstücksanschlüsse wird drei Monate nach
Bekanntgabe des Bescheides fällig.

§ 3 Gebührenerhebung
Die Gemeinde erhebt für die Benutzung der öffentlichen Entwässerungs-
einrichtung von angeschlossenen Grundstücken, die nach § 9 Abs. 2 EWS
mit einer Grundstückskläranlage zu versehen sind, Einleitungs-und
Beseitigungsgebühren.

§ 4 Einleitungsgebühren
(1) Die Einleitungsgebühr wird nach Maßgabe der nachfolgenden Absätze

nach der Menge der Abwässer berechnet, die der Entwässerungsein-
richtung von den angeschlossenen Grundstücken zugeführt werden.
Bei Grundstücken, die vor der Einleitung der Abwässer eine Vorklärung
in einer Kleinkläranlage nach DIN 4261 Teil 1 durchführen, beträgt die
Einleitungsgebühr 1,98 Euro/m3 Abwasser.
Bei Grundstücken, die vor der Einleitung der Abwässer eine Vorklärung
in einer Kleinkläranlage nach DIN 4261 Teil 2 durchführen, beträgt die
Einleitungsgebühr  1,31 Euro/m3 Abwasser.

(2) Als Abwassermenge gelten die dem Grundstück aus der
Wasserversorgungseinrichtung und/ oder durch Eigenförderung zuge-
führten Wassermengen abzüglich der nachweislich auf dem Grundstück
verbrauchten oder zurückgehaltenen Wassermengen. Der Nachweis der
zugeführten Wassermenge sowie der verbrauchten oder zurückgehal-
tenen Wassermenge obliegt dem Gebührenpflichtigen. Die Nachweise
sind insbesondere mittels geeichten Wasserzählern zu führen, die der
Gebührenpflichtige auf seine Kosten zu installieren hat und die in sei-
nem Eigentum stehen. Als Abwassermenge werden bei nicht vorhan-
dener Messeinrichtung an der Eigengewinnungsanlage pauschal 28 m3/
Jahr und Einwohner als Ausgangswert angesetzt. Bei landwirtschaftli-



Nichtamtlicher Teil
Aus den Ämtern

Hauptamt
Rufnummern der VG Greußen sowie der Stadt Greußen:
Verwaltungsgemeinschaft Greußen, Bahnhofstraße 13a
Zentrale ................................................................................... 76 22- 0
Hauptamt ............................................................................... 6 22 30
Bauamt .................................................................................... 76 22 74
Ordnungsamt ...................................................................... 76 22 11
Finanzen ................................................................................ 76 22 21
Einwohnermeldeamt ..................................................... 76 22-12
Bürgermeister Clingen ................................................ 70 34 84
NEZ „Kleine Wartburg“ Clingen ............................ 70 45 01
Freiwillige Feuerwehr Clingen ............................... 70 45 36
Funkenburg Westgreußen ........................................ 70 46 16
Wohnungsverwaltung Topfstedt ........................... 70 08 75
Stadt Greußen
Bürgermeister, Markt .................................................... 70 10 28
Bürgermeister, Markt 1 ................................  Fax ... 70 10 33
Bibliothek, Museum Markt 1 ................................... 70 33 67
Stützpunktfeuerwehr, R.-Koch-Str. 2 ...................... 70 34 78
Freibad, Am Bad .............................................................. 70 36 47
Friedhof, Neustadt 50 .................................................. 70 34 95
Kindertagesstätte, Kindergartenweg 1 ................... 70 36 68
Jugendclub, Nordhäuser Straße 3 ..................... 70 34 00

gez.: Kämmerer/ Hauptamtsleiter

Bereitschaftsdienst der Apotheken im Dienstbereich
Greußen
02.03.09 -  08.03.09 Markt-Apotheke Greußen

Ordnungsamt
Ärztliche und zahnärztliche Bereitschaftsdienste
erfragen Sie bitte bei der
Leitstelle Sondershausen: 0 36 32 / 5  93 30

Zahnarztpraxis Dr. K. Bartholomäus
Gartenstraße 6, 99718 Greußen, Tel.03636/ 70 3310

Unsere nächste Samstagssprechstunde findet
            am 14. März 09 von 08.00 - 11.00 Uhr statt

Bereitschaftsdienst der Tierärzte für den Kyffhäuserkreis
Tierarzt: Tel.: 0 36 32/ 5 93 30
Amtstierarzt: Tel.: 0 36 32/ 5 93 30 o. 01743473679

Einsicht in Stasi - Akten
Vor-Ort-Service zur Antragstellung
Die Außenstelle Erfurt der Bundesbeauftragten für die Unterlagen
des Staatssicherheitsdienstes der ehemaligen DDR wird in Greußen
eine Außensprechstunde anbieten.
Sie findet am 10. März in der Zeit von 11 Uhr bis 17 Uhr in der
Verwaltungsgemeinschaft Greußen, Bahnhofstr. 13 a
Beratungsraum statt.
Die Mitarbeiter der Außenstelle Erfurt bieten diesen Vor-Ort-Ser-
vice an, um auch den außerhalb der Landeshauptstadt wohnenden
Bürgerinnen und Bürgern die Möglichkeit zu geben, rasch und un-
kompliziert einen Antrag auf Akteneinsicht zu stellen. Dazu ist jeder
berechtigt, der das 18. Lebensjahr vollendet hat und sich durch sei-
nen gültigen Personalausweis (auch in Verbindung mit einer Voll-
macht) ausweisen kann.
Auch Fragen zur persönlichen Akteneinsicht, zu Wiederholungs-
und Forschungsanträgen, zur Decknamenentschlüsselung, über die
Arbeit der Behörde, wie zum Beispiel Angebote für Schulen und
auch zur „Opferrente“ werden gern beantwortet.
Zu diesem Beratungstag sind natürlich auch Bürgerinnen und Bür-
ger aus den angrenzenden Gemeinden eingeladen.
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chen Betrieben mit Großviehhaltung gilt für jedes Stück Vieh eine
Wassermenge von 12 m3/ Jahr als nachgewiesen. Maßgeblich ist die
im Vorjahr durchschnittlich gehaltene Viehzahl, die durch die zuständi-
ge Landwirtschaftsbehörde bestätigt sein muss.
(3) Die Wassermengen sind von der Gemeinde zu schätzen wenn,
1. ein Wasserzähler nicht vorhanden ist
2. der Zutritt zum Wasserzähler oder dessen Ablesung nicht ermöglicht
wird oder
3. sich konkrete Anhaltspunkte dafür ergeben bzw. wenn feststeht, dass
der Wasserzähler den wirklichen Wasserverbrauch nicht angibt.

§ 5 Gebührenzuschläge
(1) Für Abwässer, deren Beseitigung einschließlich der Klärschlamm-

beseitigung (Beseitigung) Kosten verursacht, die die durchschnittlichen
Kosten der Beseitigung von Hausabwasser um mehr als 30
v. H. (Grenzwert) übersteigen, wird ein Zuschlag in Höhe des den Grenz-
wert übersteigenden Prozentsatzes der Gebühr erhoben. Die Regelun-
gen werden dazu in einem Sondereinleitervertrag festgehalten. Die Ein-
leitungshöchstwerte ergeben sich aus § 15 der Entwässerungssatzung
sowie den Anlagen zur Entwässerungssatzung.

(2) Absatz 1 gilt für Fäkalschlamm nur insoweit, als der Verschmutzungsgrad
von Fäkalschlamm gewöhnlicher Zusammensetzung in einer Weise über-
troffen wird, der den in Absatz 1 genannten Kosten entsprechende Kos-
ten verursacht.

§ 6 Beseitigungsgebühr
(1) Die Beseitigungsgebühr wird für die Entsorgung von Abwässern von

nicht angeschlossenen Grundstücken und von Grundstücken erhoben,
die gem. § 9 Abs. 2 EWS mit einer Grundstückkläranlage zu versehen
sind. Die Beseitigungsgebühr wird nach dem Rauminhalt der abtrans-
portierten Abwässer berechnet. Der Rauminhalt der Abwässer wird mit
einer geeigneten Messeinrichtung festgestellt.

(2) Die Beseitigungsgebühr beträgt  53,23 € pro m3 Abwasser (Fäkal-
schlamm) aus einer Grundstückkläranlage.

§ 7 Entstehen der Gebührenschuld
Die Einleitungsgebühr entsteht mit jeder Einleitung von Abwasser in die
öffentliche Entwässerungseinrichtung. Die Beseitigungsgebühr entsteht mit
jeder Entnahme des Räumgutes aus Grundstückkläranlagen.

§ 8 Gebührenschuldner
(1) Gebührenschuldner ist, wer im Zeitpunkt des Entstehens der Gebühren-

schuld Eigentümer des Grundstücks oder ähnlich zur Nutzung des
Grundstücks dinglich berechtigt ist. Mehrere Eigentümer oder ähnlich
zur Nutzung des Grundstücks Berechtigte sind Gesamtschuldner.

(2) Gebührenschuldner ist auch der Inhaber eines auf dem Grundstück
befindlichen Betriebes. Mehrere Inhaber sind Gesamtschuldner.

(3) Soweit Abgabepflichtiger der Eigentümer oder Erbbauberechtigte ei-
nes Grundstücks ist und dieser nicht im Grundbuch eingetragen ist oder
sonst die Eigentums-oder Berechtigungslage ungeklärt ist, so ist derje-
nige abgabenpflichtig, der im Zeitpunkt des Entstehens der Abgabe-
pflicht der Besitzer des betroffenen Grundstücks ist. Bei einer Mehrheit
von Besitzern ist jeder entsprechend der Höhe seines Anteils am Mit-
besitz zur Abgabe verpflichtet.

§ 9 Abrechnung, Fälligkeit, Vorauszahlung
(1) Die Einleitung und die Beseitigung werden jährlich abgerechnet.
(2) Die Einleitungsgebühren bzw. Beseitigungsgebühren werden einen

Monat nach Bekanntgabe des Gebührenbescheides fällig.
(3) Auf die nach Ablauf des Erhebungszeitraumes festzusetzende Gebühr

sind alle zwei Monate Vorauszahlungen in Höhe eines Fünftels der
Jahresabrechnung des Vorjahres jeweils zum 15.03., 15.05., 15.07.,
15.09. und 15.11. zu leisten. Fehlt eine solche Vorjahresabrechnung, so
setzt die Gemeinde Niederbösa die Höhe der Vorauszahlung unter Schät-
zung der Jahresgesamteinleitung fest. In begründeten Einzelfällen kann
die Höhe der Vorauszahlungen auf Antrag geändert werden.

§ 10 Pflichten des Gebührenschuldners
Die Gebührenschuldner sind verpflichtet, der Gemeinde die für die Höhe
der Schuld maßgeblichen Veränderungen unverzüglich zu melden und über
den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen unter Vorlage entspre-
chender Unterlagen – Auskunft zu erteilen. Sie sind auch verpflichtet, den
Wechsel oder das Hinzukommen eines Gebührenschuldners unverzüglich
zu melden und über den Umfang dieser Veränderungen – auf Verlangen
unter Vorlage entsprechender Unterlagen – Auskunft zu erteilen.

§ 11 In-Kraft-Treten
(1) Die Gebührensatzung zur Entwässerungsatzung tritt rückwirkend zum

01.01.2008 in Kraft
(2) Die Gebührensatzung zur Entwässerungsatzung vom 09.08.2002 tritt

zum 31.12.2007 außer Kraft.
(3) Die nach den Vorschriften der §§ 4 und 6 dieser Satzung ab dem

01.01.2008 zu berechnenden Gebühren werden bis zum In-Kraft-
Treten der Satzung wie folgt beschränkt. Für die Zeit vom 01.01.2008
bis zur amtlichen Bekanntmachung der Satzung gelten folgende Ge-
bühren:

1. Bei Grundstücken, die vor der Einleitung der Abwässer eine Vor-
klärung in einer Kleinkläranlage nach DIN 4261 Teil I oder Teil II durch-
führen, beträgt die Einleitungsgebühr 1,80 Euro/m3 Abwasser.

2. Die Beseitigungsgebühr beträgt  22,99 € pro m3 Abwasser (Fäkal-
schlamm) aus einer Grundstückkläranlage.

Gemeinde Niederbösa, den 02.03.2009
                 -Siegel -    Bürgermeister
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Bereitschaftszeiten:
 Mo. - Fr 08.00 - 20.00 Uhr  Sa.  16.00 - 18.00 Uhr
  So. und Feiertage        09.00 - 11.00 Uhr  und 16.00 - 18.00 Uhr

Sprechzeiten des Sanitätshauses Eicke   (ehem. Schiebel)
donnerstags von 09.00 - 12.00 Uhr
In den Räumen der Sozialstation, Markt 36    Tel.: 0 36 32/ 82 81 31

Grundstückseigentümer und Baubetriebe
Verwiesen wird darauf, dass bei Nutzung von öffentlichen Flä-
chen ( Strassen, Gehwegen und Plätzen ) in der Verwaltungsge-
meinschaft Greußen, Ordnungsamt, Bahnhofstrasse 13 a, eine
Genehmigung einzuholen ist.
Laut § 45 StVO ist beim Verkehrsamt Sondershausen ein Antrag
auf Anordnung verkehrsregelnder Maßnahmen zu stellen.
Das Ordnungsamt der VG Greußen erteilt danach die Erlaubnis
zur Sondernutzung, die sich auf die Aufstellung von Gerüsten,
Warenständen, Lagerung von Baumaterial, Bauwagen, Contai-
nern und jegliche Absperrung bezieht.

Wichtige Rufnummern in Notfällen
  Rettungswache Greußen: siehe Notrufleitstelle
  Krankenhaus Sondershausen  0 36 32 / 6 70

  Polizei:
  Polizeiinspektion Sondershausen,
  Conrad-Röntgen-Straße 1   0 36 32 / 66 10
  Kontaktbeamter der Verwaltungsgemeinschaft
  in der Bahnhofstraße 13a          0 36 36 / 70 54 41

  Überfall/Verkehrsunfall: 110

  Feuer: 112
  Notrufleitstelle:       Dienstleistung für alle Gefahren

0 36 32 / 5 93 30
0 36 32 / 5 93 31

  Störungsdienst:
  Wasser: TAZ Sdh.  0 36 32 / 61 10
  E-ON  03 60 20 / 8 75
  E-ON Kundenzentr. Werther  0 36 31 / 95 54
  Gas: Netzleitstelle 7-16 Uhr  036043 / 7 41 32 00

16-07 Uhr  0800-6861177
  Giftnotruf Erfurt  03 61 / 73 07 30

  Tierheim Sömmerda  0 36 34 / 61 10 92

09.03.09 -  15.03.09 Linden-Apotheke-Straußfurt
16.03.09 -  22.03.09 Rats-Apotheke Weißensee

K o r r e k t u r    zur Ausgabe 03/2009

Es dürfen pflanzliche Abfälle verbrannt werden
Entsprechend § 4 der Thüringer Verordnung über die Beseitigung
von pflanzlichen Abfällen ist es gestattet, in der Zeit vom

09.03.2009 bis 22.03.2009
trockenen, unbelasteten Baum- und Strauchschnitt, der auf nicht
gewerblich genutzten Grundstücken anfällt, zu verbrennen.
Um die Einhaltung der korregierten Zeitvorgabe werden alle
Gartenbesitzer gebeten!

Strafanzeige wegen unberechtigten Abriß der alten
Salamifabrik
Der für die alte Salami zuständige Rechtsanwalt Herr Ritschel
hat dem Ordnungsamt der VG Greußen mitgeteilt, dass gegen
die Abrissfirma Sven Jödicke aus Adelebsen (Niedersachsen)
Strafanzeige wegen unberechtigten Abbruch der Gebäude ge-
stellt worden ist.
Diese Information sollte jedoch nicht gleich Hoffnungen auf ein bal-
diges Beseitigen der wüsten Gebäude und Schutthaufen erwecken.
Das Dieburger Anwaltbüro bleibt jedoch bei ihren Bemühungen,
damit das Schandfleck baldmöglichst verschwindet.

Öffentliche Bekanntgabe der Tierseuchenrechtlichen
Allgemeinverfügung zum Vollzug der EU-Blauzun-
genbekämpfungsverordnung in Verbindung mit dem
Tierseuchengesetz zur Durchführung der Impfung
gegen die Blauzungenkrankheit

1. Alle Halter von Schafen und Ziegen haben ihre über drei Monate
alten Schafe und Ziegen spätestens zum 15.05.2009 durch ei-
nen niedergelassenen Tierarzt gegen die Blauzungenkrankheit
des Serotyps 8 impfen zu lassen.
Die Immunisierung der Schafe und Ziegen erfolgt durch einmali-
ge Impfung pro Kalenderjahr (Risikoperiode).

2. Alle Halter von Rindern haben bis spätestens 15.05.2009 alle
über drei Monate alten Rinder durch einen niedergelassenen Tier-
arzt gegen die Blauzungenkrankheit  des Serotyps 8 impfen zu
lassen. Die Grundimmunisierung der Rinder erfolgt durch eine
zweimalige Impfung im Abstand von drei bis vier Wochen je Ka-
lenderjahr (Risikoperiode). Rinder die im Jahr 2008 grund-
immunisiert wurden, sind nur einmal nach zu impfen.

3. Tiere, die zum vorgesehenen Impftermin nicht impffähig sind, sind
bei Erlangung der Impffähigkeit unverzüglich zu impfen.

4. Der Tierhalter hat die Maßnahmen Nr. 1 bis 3 zu dulden und die
erforderliche  Hilfe zu leisten.

5. Für die Anordnungen Nr. 1 bis 4 entfällt die aufschiebende Wir-
kung gemäß § 80 Nr. 2 Tierseuchengesetz (TierSG).

6. Diese Allgemeinverfügung gilt an dem auf die ortsübliche Bekannt-
machung folgenden Tag als bekannt gemacht.

Begründung
I.

Die Blauzungenkrankheit ist eine durch Insekten übertragene Vi-
ruskrankheit der Wiederkäuer, die sich nach Ihrem erstmaligen Auf-
treten in Deutschland im Jahr 2006 in der Folgezeit rasant ausge-
breitet und insbesondere im Jahr 2007 zu schwerwiegenden Einzel-
tiererkrankungen bis hin zu existenzbedrohenden Tierverlustraten
geführt hat. Um die weitere Ausbreitung der Blauzungenkrankheit
einzudämmen, hat das Bundesministerium für Ernährung, Landwirt-
schaft und Verbraucherschutz die rechtlichen Voraussetzungen für
die Schutzimpfung empfänglicher Tiere geschaffen.
Die in Deutschland bestehende Impfpflicht für Rinder, Schafe und
Ziegen soll das Auftreten und die Ausbreitung der Blauzungen-
krankheit des Serotyps 8 in der vektoraktiven Zeit minimieren und
dadurch wirtschaftliche Folgeschäden mindern. Dieses Ziel lässt sich
nur erreichen, wenn zügig ein möglichst hoher Anteil der Tier-
population geimpft wird. Daher war für die Anordnungen Nr. 1 bis 4
die aufschiebende Wirkung auszuschließen.
Der Verwaltungsakt richtet sich an eine Vielzahl Betroffener, so dass
zur Verkündigung die öffentliche Bekanntgabe zu wählen war.

II.
Zu Nr. 1 bis 5: Die Zuständigkeit des Veterinär- und Lebensmittel-
überwachungsamtes des Landratsamtes Kyffhäuserkreis folgt aus
§ 1 Abs. 1 Nr. 3 und Abs. 2 des Thüringer Tierseuchengesetzes
(ThürTierSG) vom 08.05.2001 (GVBl. S. 43), zuletzt geändert durch
Artikel 1 des Gesetzes vom 22.03.2005 (GVBl. S. 109).
Rechtsgrundlage für die Anordnung der Maßnahmen Nr. 1 bis 5 ist
§ 4 Abs. 1 a EG-Blauzungenbekämpfung - Durchführungs-
verordnung, §§ 23, 79 Abs. 1 Nr. 2 i. V. m. § 80 TierSG und § 41 Abs.
4 ThürVwVerfG.
Wer Rinder, Schafe oder Ziegen hält, hat nach § 4 Abs. 1 a der EG-
Blauzungenbekämpfungs-Durchführungsverordnung (EG-BlauZB-
DV) vom 24.09.2008 (BGBl. I. S. 1905) die Rinder, Schafe und Zie-
gen seines Bestandes nach Maßgabe des Satzes 2 mit einem Impf-
stoff im Sinne des Absatzes 1 impfen zu lassen. Die zuständige
Behörde legt den Zeitpunkt der Impfung sowie die näheren Einzel-
heiten ihrer Durchführung fest. Eine Verfügung nach Satz 2 darf erst
ergehen, nachdem 1.) die Zulassung eines Impfstoffes im Sinne des
Absatzes 1 nach § 31 Abs. 1 der Tierimpfstoff-Verordnung bekannt
gemacht worden ist oder 2.) eine Rechtsverordnung nach § 17 c
Abs. 3 Satz 1 des Tierseuchengesetzes bestimmt hat, dass von der
Zulassung eines Impfstoffes im Sinne des Absatzes 1 abgesehen
wird.
Gemäß § 23 des Tierseuchengesetzes (TierSG) vom 22.06.2004
(BGBl. I S. 1260, 3588), zuletzt geändert durch Artikel 1 § 5 Absatz
3 des Gesetzes  vom 13.12.2007 (BGBl. I S. 2930), können Durch-
führung oder Verbot bestimmter Impfungen oder Maßnahmen diag-
nostischer oder therapeutischer Art bei den für die Tierseuche emp-
fänglichen Tieren, Heilbehandlung von Tieren sowie Verbot oder
Beschränkungen in der Befugnis zur Vornahme von Heilversuchen



Geburten, Eheschließungen, Sterbefälle im Jahr 2007
Wie das Statistische Bundesamt mitteilt, verlor Deutschland 2007
rund 97000 Einwohner. In diesem Zeitraum nahmen die Gebur-
ten um 1,8 % und die Sterbefälle leicht um 0,7 % zu.
Die Eheschließungen gingen dagegen um 1,3 % zurück.
Im Jahr 2007 wurden 685000 lebend geborene Kinder regist-
riert, 12000 oder 1,8% mehr als 2006. Somit stieg die Zahl der
Geburten erstmalig seit 1997 wieder an.
Die Zahl der Sterbefälle nahm im Jahr 2007 von 822000 auf
827000 zu.
Somit starben im Jahr 2007 etwa 142000 Menschen mehr als
geboren wurden.
Im Jahr 2007 heirateten 369000 Paare, im Jahr 2006 waren es
374000 gewesen.
Am 31.12.2007 hatte Deutschland nach vorläufigen Ergebnis-
sen rund 82 218 000 Einwohner. Das waren 97000 beziehungs-
weise 0,1 % weniger als Ende 2006.

Informationen
zur Annahmestelle - Bauhof Greußen

Donnerstag     von 13.30 Uhr - 14.30 Uhr
Jeden 1. Samstag im Monat von 09.00 - 11.00 Uhr
Kostenlos entsorgt werden können:  Pappe, Papier, Flaschen, Gläser
und Schrott.
Für Grünabfälle (Aststärke bis 8 cm ) werden nachstehende Gebühren
erhoben: 1 PKW-Anhänger  = 4,00 Euro, 1 Fahrradanhänger = 1,00 Euro
1 handelsüblicher Sack (bis 50 kg)  = 0,50 Euro
Nicht angenommen werden:
Bauschutt, Glas und Wertstoffe, welche in die Gelbe Tonne gehören.

Arbeitsagentur darf Kontodaten von Alg II- Emp-
fängern einsehen
In einem Grundsatzurteil hat das Bundessozialgericht (BSG) ent-
schieden, dass die Arbeitsagentur die Kontodaten von Alg II-
Empfängern einsehen darf. Dies gilt nach Ansicht des BSG so-
wohl bei einer Neubewilligung als auch bei einem Folgeantrag,
unabhängig von einem Verdacht auf Missbrauch der staatlichen
Leistung. Hierdurch werde der Sozialdatenschutz nicht unzuläs-
sig eingeschränkt. Aus Datenschutzgründen aber dürften Über-
weisungsvermerke, aus denen auf politische, religiöse oder auch
sexuelle Vorlieben geschlossen werden kann, geschwärzt wer-
den. Jedoch gelte dies nur für die betreffenden Textzeilen, die
gezahlten Beiträge müssten weiterhin erkennbar sein.

Gemeinde Topfstedt

Aus den Orten

VII. Verkehrsteilnehmerschulung!
Datum:  06.03.2009     Uhrzeit:  19.30 Uhr

Ort:  Bürgerhaus Niedertopfstedt
Lektor:  Herr Torsten Klix,
Dozent für Verkehrsrecht und Verkehrsstrafrecht

Im Rahmen dieser Veranstaltung wird über alle
Änderungen bzw. Neuerungen im
Straßenverkehrsrecht informiert und an Fall-
beispielen erläutert.
Die Teilnehmer können sie interessierende Fra-
gen stellen.
Der Unkostenbeitrag je Teilnehmer beträgt 2,50 € .
Neben interessierten Verkehrsteilnehmern aus
Topfstedt sind auch die der Orte der VG Greußen
herzlich eingeladen!

        Es lädt ein: der  Hundesportverein Niedertopfstedt e.V.
      als  Träger der Veranstaltung
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angeordnet werden. Dem Tierhalter kann die Verpflichtung aufer-
legt werden, die erforderliche Hilfe zu leisten sowie die in Satz 1
genannten Maßnahmen zu dulden.
Entsprechend § 80 des Tierseuchengesetzes hat die Anfechtung
einer Anordnung zur Impfung von Tieren ( § 23 und § 79 Abs. 1
TierSG i. V. m. § 4 Abs. 1 a EG-BlauZB-DV) keine aufschiebende
Wirkung. Ebenso hat die Anfechtung einer Anordnung keine auf-
schiebende Wirkung, wenn die Anordnung auf eine Rechts-
verordnung nach § 79 Abs. 1 gestützt ist und Maßnahmen nach Satz
1 Nr. 1, 2 oder 3 bis 5 angeordnet worden sind.
Für die Anordnungen Nr. 1 bis 4 dieser Verfügung war § 80 des
Tierseuchengesetzes grundlegend, da im Interesse der Gesundheit
und Gefahrenabwehr bei Wiederkäuern nur eine Anordnung ohne
aufschiebende Wirkung den Erfordernissen genügt und die Vorga-
ben von
§ 4  Abs. 1 a der EG-BlauZB-DV erfüllt sind. Es wird nicht verkannt,
dass die bloße Rechtmäßigkeit eines Verwaltungsaktes allein nicht
geeignet ist, eine Anordnung ohne aufschiebende Wirkung zu be-
gründen. Hierzu bedarf es vielmehr eines besonderen öffentlichen
Interesse, welches hier vorliegt.
Durch die Impfung soll der für das laufende Jahr zu befürchtende
wirtschaftliche Schaden infolge Tod der Tiere oder Fieber,
Lahmheiten und Leistungsabfall gemindert werden. Diese Zielset-
zung kann nur erreicht werden, wenn eine möglichst vollständige
Impfung aller Rinder, Schafe und Ziegen erfolgt und diese Tiere zum
Zeitpunkt der höchsten Insektenaktivität einen belastbaren Impf-
schutz aufweisen. Darüber hinaus kann nur die Impfung die Weiter-
entwicklung der Krankheit langfristig verhindern.
Für die Durchsetzung der Anordnungen Nr. 1 bis 4 dieser Verfügung
war deshalb § 80 des Tierseuchengesetzes anzuwenden, da nur
eine Anordnung ohne aufschiebende Wirkung eine wirksame
Gefahrenabwehr ermöglicht.
 Zu Nr. 6: Entsprechend § 41 Abs. 1 des Thüringer Verwaltungs-
verfahrengesetzes (ThürVwVfG) vom 15.02.2005 (GVBl. S. 32) ist
ein Verwaltungsakt demjenigen Beteiligten bekannt zu geben, für
den er bestimmt oder der von ihm betroffen wird. Ein Verwaltungs-
akt darf laut § 41 Abs. 3 des ThürVwVfG öffentlich bekannt gegeben
werden, wenn dies durch Rechtsvorschrift zugelassen ist. Eine
Allgemeinverfügung darf auch dann öffentlich bekannt gegeben
werden, wenn eine Bekanntgabe an die Beteiligten untunlich ist. Die
öffentliche Bekanntgabe eines schriftlichen oder elektronischen
Verwaltungsaktes wird nach  § 41 Abs. 4  des ThürVwVfG dadurch
bewirkt, dass sein verfügender Teil ortsüblich bekannt gemacht wird.
In der ortsüblichen Bekanntmachung ist anzugeben, wo der
Verwaltungsakt und seine Begründung eingesehen werden können.
Der Verwaltungsakt gilt zwei Wochen nach der ortsüblichen Bekannt-
machung als bekannt gegeben. In einer Allgemeinverfügung kann
ein hiervon abweichender Tag, jedoch frühestens der auf die Be-
kanntmachung folgende Tag bestimmt werden.

Rechtbehelfsbelehrung
Gegen diese Allgemeinverfügung können Sie innerhalb eines Mo-
nats nach Bekanntgabe, Widerspruch beim Landratsamt Kyffhäu-
serkreis, Edmund-König-Str. 7, 99706 Sondershausen, schriftlich
oder zur Niederschrift einlegen.
Wegen der angeordneten sofortigen Vollziehung haben Widerspruch
und Klage keine aufschiebende Wirkung. Das bedeutet, dass Sie
diese Verfügung auch dann zu befolgen haben, bzw. sie vollziehbar
ist, wenn Sie dagegen rechtzeitig Widerspruch einlegen.

Hinweise
1.Die Anfechtung dieser Anordnung hat keine aufschiebende Wir-

kung (§ 80 TierSG).
2. Änderungen oder Aufhebung dieser Anordnung erfolgen durch den

Amtstierarzt.
3. Ausnahmen von dieser Verfügung können beim Landratsamt Kyff-

häuserkreis, Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt, be-
antragt werden.

4. Nach § 69 Abs. 1 TierSG kann Betrieben, die nicht geimpft ha-
ben, bei einem Ausbruch der Blauzungenkrankheit die Entschä-
digung versagt werden.

5. Verstöße gegen diese Verfügung sind Ordnungswidrigkeiten, die
mit einer Geldbuße bis zu fünfundzwanzigtausend Euro versagt
werden.

6. Diese Allgemeinverfügung kann im Landratsamt Kyffhäuserkreis,
Veterinär- und Lebensmittelüberwachungsamt, Edmund-König-
Str. 7, 99706 Sondershausen, während der Öffnungszeiten des
Landratsamtes eingesehen werden.

Dr. Wolf
Amtsleiter
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Gemeinde Wasserthaleben

Gemeinde Niederbösa

8. März
Einladung

Anläßlich des Internationalen
Frauentages lädt die Wirtin am 8. März
ab 14.00 Uhr alle Frauen zu einem
gemütlichen Nachmittag bei Kaffee und selbstgebackenem
Kuchen in die Gaststätte „Zum Frosch“ herzlich ein.

Einladung zur nächsten Mitgliederversammlung
der Freiwilligen Feuerwehr Wasserthaleben am Mittwoch,
den 25.03.2009 um 19.30 Uhr im Klubraum des
Feuerwehrgerätehauses.
Achtung!
Für unsere Jugendfeuerwehr suchen wir interessierte Jun-
gen und Mädchen ab 10 Jahre. Bei Interesse meldet euch
bitte bei Herrn Gerd Schubert, Wilhelm Pieck Straße 3 .

  gez.:Witt/ Wehrführer

Spinnstube
Zur Spinnstube
am  14. März  09  ab 14.30 Uhr
in der der Gaststätte
„Zum Frosch“ Wasserthaleben,
laden die Mitglieder der Volkssolidarität
alle Frauen der Gemeinde recht herzlich ein.

Kaffeegedeck stellt die Wirtin.

Einladung zur
Mitgliederversammlung

der Jagdgenossenschaft Obertopfstedt
Datum:  14.03.2009     Uhrzeit: 19.00 Uhr
Ort:  Saal der Gemeindegaststätte Obertopfstedt

Tagesordnung:
1.Begrüßung 2.Bericht des Vorstandes 3. Bericht des Jagdpächters
4. Sonstiges  5. Schlußwort

Der Vorstand

Feuerwehrverein Niederbösa 2001 e.V.

Spendenaufruf für den Spielplatz in Niederbösa
Werte Bürgerinnen und Bürger von Niederbösa,
durch die Spendenbereitschaft einiger Bürger ist bereits ein beacht-
licher Betrag zugunsten des Kinderspielplatzes zustande gekom-
men. Vielen Dank für eure Unterstützung.
Wer sich am Aufbringen der Eigenmittel zum Erhalt des Kinderspiel-
platzes weiterhin beteiligen möchte, kann auf das folgende Konto
des Feuerwehrvereines Niederbösa 2001 e.V. spenden:
Nordthüringer Volksbank eG
BLZ: 820 94 054     Konto - Nr. : 75 33 799    Kennwort: Spielplatz
Spendenbelege werden vom Schatzmeister des o. g. Vereines aus-
gestellt.  Zur Gemeinderatssitzung am 10. Februar 2009 wurde durch
den Bürgermeister Herrn Hellmann und dem Gemeinderat beschlos-
sen, Geld für den Kauf der 2 neuen Spielgeräte zur Verfügung zu
stellen und die vorhandenen Spielgeräte, so weit wie möglich, re-
parieren zu lassen.Somit kommen wir dem Ziel näher, den
Kinderspielplatz in Niederbösa sukzessive zu erhalten und zu er-
neuern.  Für diese Signalisierung möchte sich der Feuerwehrverein
bedanken.  Ein besonderer Dank gilt der Jagdgenossenschaft von
Niederbösa und dem Vorsitzenden der VG Greußen Herrn Ehrhardt.

Feuerwehrverein von Niederbösa

Allgemeiner Teil

Aus Vereinen und Verbänden

Information an alle Mitglieder des Schutz- und
Gebrauchshundesportvereines Niedertopfstedt e.V.
Nächste Trainingstage:
Freitag, den 06.03.2009 ab 19.00 Uhr
Freitag, den 13.03.2009 ab 19.00 Uhr

Zusätzliches Training ist eigenständig bzw. nach Absprache  auch an den
Samstagen und Sonntagen möglich!

Information an alle Mitglieder
des Greußener Hundesportvereins
Nächste Trainingsstunden:

Sonnabend 14.00 – 17.00 Uhr
Sonntag 09.00 – 12.00 Uhr

Volkssolidarität Clingen
Neuer Dienst der Volkssolidarität:
Sozialberatung in Fragen
• des Schwerbehinderten- und Versorgungsrechtes
• des Rentenversicherungsrechtes
• des gesetzlichen Unfallversicherungsrechtes
• des Grundversicherungsrechtes
• des Sozialtrechtes

Jeden 2. Montag monatlich 10-14 Uhr in der Begegnungsstätte Clingen

An alle Mitglieder der Schützengesellschaft Greussen

Einladung
zur Jahreshauptversammlung

       am Freitag den 06.03.2009 um 19.30 Uhr
Ort: Vereinshaus Ottenhäuser Straße 9 in Greußen

       (am Tennisplatz)
1. Begrüßung, 2. Feststellen der Beschlußfähigkeit, 3. Verlesen der
Tagesordnung und Abstimmung darüber, 4. Bericht des Vorsitzenden,
5. Bericht des Kassierers, 6. Bericht der Rechnungsprüfer, 7. Entlas-
tung der Vorstände, 8. Wahl eines Versammlungsleiter, 9. Vorstellung
der Kandidaten des neuen Vorstandes, 10. Wahl des neuen Vorstan-
des, 11. Vorstellung der Kandidaten als Rechnungsprüfer, 12. Wahl
der Rechnungsprüfer, 13. Termine in diesen Jahr, 14. Sonstiges, 15.
Schließen des offiziellen Teils der Versammlung

Uwe Witters/ 1.Schützenmeister

Achtung, Terminänderung!
Am Freitag, dem 20. März 2009,
führen wir unsere Monatsversammlung durch.
Beginn: 19.30 Uhr
Ort: Eiscafé Günther Greußen, Neustadt 74
Kaninchenzuchtverein „Gut Zucht”
T 221 Greußen und Umgebung e.V.
Der Vorstand

Einladung
Am Dienstag, dem 10. März 2009
führen wir unsere
Monatsversammlung durch.
Beginn: 20.00 Uhr
Ort: Eiscafé Günther Greußen, Neustadt 74

Rassegeflügelzuchtverein 1888
Greußen und Umgebung e.V.



IHK-Angebot zur Unternehmenssicherung
Zu einer Information über Angebote des Projektes „Unternehmens-
sicherung“ lädt die Industrie- und Handelskammer Erfurt am Mon-
tag, dem 9. März 2009, um 15.00 Uhr in das Regionale Service-
Center Nordhausen, Wallrothstraße 4 ein. Das Angebot richtet sich
vorrangig an die Automobilbranche, aber auch Interessierte aus
anderen Branchen sind willkommen. Kompetente Ansprechpartner
der IHK Erfurt und der Agentur für Arbeit Nordhausen informieren
über neue Fördermittel, Finanzierungsangebote und professionelle
Unterstützungsmöglichkeiten, von der gezielten Beratung vor Ort
bis zur Suche nach Lösungswegen und Strategien. Ziel ist es, ne-
gativen Auswirkungen der Rezession und der Finanzmarktkrise früh-
zeitig entgegenzuwirken und Liquiditätsengpässe oder gar Gefähr-
dungen des Unternehmens zu vermeiden.
Bei Interesse wird um telefonische Anmeldung beim Regionalen
Service-Center der IHK Erfurt in Heiligenstadt (03606 612114) oder
Nordhausen (03631 908210) gebeten.

Erlebnisreiche Winterferien im
Jugendhaus Greußen
In den zurückliegenden Winterferien wurde im Jugendhaus Greu-
ßen von den Mitarbeitern des Kreisjugendringes e.V. wieder ein
abwechslungsreiches und vielfältiges Programm angeboten, wel-
ches von den Kindern und Jugendlichen auch rege genutzt wurde.
Der erste Tag stand unter dem Mottoßport Frei", als Winterolympiade
mit verschiedenen besonderen Wintersportarten. Im Biathlon oder
auch beim Eisschollenhockey konnten die Kinder ihre ganze Po-
wer einsetzen. Am nächsten Tag konnten die kleinen Hobbyköche
ihre Energie in der Winterküche wieder voll aufladen, als gesunde
Zutaten zu einer leckeren Gemüsesuppe verarbeitet und natürlich
verspeist wurden. Danach gab es selbst gemachten süßen Apfel-
strudel und Vanillesoße.

Am Mittwoch konnte jeder seinen Schlitten mitbringen und wir mach-
ten uns auf den Weg zu einer Tagesfahrt nach Oberhof mitten ins
Schneegebiet. Die Kinder nutzten die turbulente Schlittenfahrt und
steigerten ihren Adrenalinspiegel beim Snowtubing fahren. Alle Kin-
der waren total begeistert von diesem erlebnisreichen Tag. Am fol-
genden Tag kamen erstmals auch über 20 Hortkinder ins Jugend-
haus und erlebten einen Vormittag mit Zirkusanimation. In verschie-
denen Workshopgruppen hatten die Kinder die Möglichkeit, ihre
eigenen Fähigkeiten auf der Laufkugel oder bei dem Jonglieren
auszuprobieren. Auch Akrobatik wurde angeboten oder man konn-
te sich einen Jonglierball selbst herstellen. Am Nachmittag konnten
die Kinder für ihre Freunde oder Eltern Kreatives zum Valentinstag
basteln. Zudem wurde ein Tischtennisturnier durchgeführt. Der Frei-
tag stand dann ganz im Zeichen Italiens. Nudeln einmal selbst her-
stellen, war etwas, was die meisten Kinder noch nicht kannten. Und
so waren alle auf das Ergebnis besonders gespannt. Zwar waren
die Nudeln unterschiedlich dick und dünn, lang und kurz, sahen
eher aus wie Spätzle, trotzdem haben sie allen wunderbar ge-
schmeckt, zumal man auch die italienischen Soßen selbst zuberei-
ten konnte. Am Nachmittag fand ein Sing-Star-Wettbewerb statt,
bei dem die beste Stimme gesucht wurde. Das silberne Mikrofon
ging diesmal an den einzigen Jungen des Wettbewerbs, an Robin
Beinel. Für alle sportlichen Ferienkinder hatten wir ein Fußballturnier
in unserer Minihalle veranstaltet. Am Samstag konnten groß und
klein während des Familiennachmittages die neue Premiere vom
Zirkus"Menschenskinder" erleben. Hier wurde das Winterprogramm
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VHS ist Beratungsstelle für Bildungsprämie
Seit dem 1. Dezember vergangenen Jahres fördert das Bundes-
ministerium für Bildung und Forschung die Weiterbildung von Be-
rufstätigen. Die Bildungsprämie ist ein neues Förderinstrument in
der Erwachsenenbildung. Ziel ist es, dass auch diejenigen, die zurzeit
in einem Beschäftigungsverhältnis sind, eine Fördermöglichkeit er-
halten, um für ihre persönliche Weiterbildung im Beruf etwas zu tun.
Die Bildungsprämie wird aus Mitteln des Bundesministeriums für
Bildung und Forschung und aus dem Europäischen Sozialfonds
(ESF) der Europäischen Union gefördert. Gefördert wird einmal im
Jahr die Hälfte der Kosten der Weiterbildung jedoch maximal 154,00 €.
Zum 1. Februar startete die Bildungsprämie auch in unserem Land-
kreis. Die VHS Kyffhäuserkreis übernimmt dabei gemeinsam mit
der VHS Nordhausen die Beratung zur Bildungsprämie für die Land-
kreise Nordhausen und Kyffhäuser.
In den Genuss der Bildungsprämie kommen Angestellte und Selbst-
ständige mit einem geringeren Einkommen. Die Einkommensgrenze
ist festgelegt bei 17.900 Euro zu versteuerndes Einkommen für al-
lein Veranlagte und 35.800 Euro für zusammen Veranlagte. Da noch
verschiedene Pauschal- und Freibeträge abgezogen werden kön-
nen, kann das tatsächliche Bruttoeinkommen auch darüber liegen.
Wer sich beraten lässt, muss einen Einkommensnachweis mitbrin-
gen. In der Beratung in der VHS kann dann ausgerechnet werden,
ob man in die Einkommensspanne fällt.
Im Ergebnis des Beratungsgespräches wird dann der Bildungs-
gutschein für die Berechtigten ausgestellt. Im Idealfall hat der Inte-
ressent konkrete Vorstellungen, was für ihn gut wäre, hat vielleicht
eine persönliche Zielsetzung. Es wird darüber gesprochen und be-
ratend das ein oder andere ergänzt. Dann wird das Bildungsziel auf
dem Gutschein vermerkt und es wird angegeben, welche Bildungs-
anbieter in erreichbarer Nähe geeignet wären. In einer der Einrich-
tungen kann der Gutschein innerhalb von drei Monaten eingelöst
werden, die Maßnahme darf auch später anfangen. Man hat freie
Wahl des Anbieters, wobei diese nicht verpflichtet sind, den Gut-
schein anzunehmen.
Um einen Bildungsgutschein zu erhalten muss eine persönliche
Beratung stattfinden und es werden nicht nur VHS Kurse empfoh-
len. Die Beratung erfolgt trägerunabhängig und neutral, und am Ende
entscheidet der Berechtigte selbst welchen Anbieter er wählt. Die
örtlichen Weiterbildungseinrichtungen wurden gebeten der VHS ihre
Angebote zu nennen.
Weitere Informationen erhalten Sie in der VHS 03632/54 35 40 oder
unter www.bildungsprämie.info

90 Jahre und kein bisschen alt
Die Volkshochschulen in Thüringen begehen in diesem
Jahr ein besonderes Jubiläum. Die Gründung der ers-
ten Volkshochschulen im Freistaat geht auf das Jahr
1919 zurück. Die „Idee“ VHS ist also schon 90 Jahre alt – oder 90
Jahre jung, wie alljährlich die zahlreichen Teilnehmer und Kurse der
VHS Kyffhäuserkreis beweisen.
Zum traditionellen Sommerfest im Juni will die VHS Zeitdokumente
und Materialien zur Geschichte der Volkshochschule im Landkreis
zeigen und bittet deshalb die Bevölkerung um Mithilfe!
Wer besitzt Programmhefte, Fotos, Teilnahmebescheinigungen u.
ä. aus vergangenen Jahren und würde diese leihweise oder zum
kopieren der VHS zur Verfügung stellen? Wer kennt ehemalige Mit-
arbeiter, Geschichten oder Anekdoten im Zusammenhang mit der
VHS? Die VHS würde sich über regen Austausch freuen! Hinweise
und Anregungen an die Geschäftsstellen in Sondershausen 03632/
54 35 40 und Artern 03466/ 36 49 80 oder die jeweiligen Außen-
stellenleiter. Weiter Kontaktdaten unter www.vhskyff.de.

Frauentagskaffee im Jugendhaus Greußen
Das Jugendhaus in Greußen, deren Mitarbeiter, die Kinder und Ju-
gendlichen laden alle Frauen zum Internationalen Frauentag am
Samstag, 7. März 2009, ab 14:30Uhr recht herzlich ein.
Jede Frau wird mit einem kostenlosen Glas Sekt begrüßt und man
kann danach in gemütlicher Runde bei selbstgebackenem Kuchen
und Kaffee beisammen sein. Von den Kindern des Jugendhauses
erhalten alle anwesenden Frauen zudem eine kleine Überraschung.
Auch ist es möglich, an dem Tag kreativ tätig zu werden und sich für
Haus, Hof oder Garten etwas Schönes zu gestalten. Anregungen,
Tipps und Hilfe dazu gibt es von Bettina aus dem Jugendhaus. Also,
einfach mal reinschauen!
Eine vorherige Anmeldung ist nicht erforderlich, wird aber gern un-
ter der Telefonnummer 03636/703400 entgegen genommen.
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Möbelkammer Greußen
Grüninger Straße 1,     Tel: 03636-750619

Geöffnet: Montag bis Freitag    von 7.00 Uhr bis 15.30 Uhr

Tafel Greußen
Herrenstraße 5,     Tel: 03636-792666

Ausgabetage:
Dienstag und Donnerstag von 11.00 Uhr bis 13.00 Uhr

Kleiderkammer Greußen
Herrenstraße 5,     Tel: 03636-701297

Geöffnet: Montag bis Freitag von 8.30 Uhr bis 14.00 Uhr

"Winterzeit-Zirkuszeit" mit Schneeflocken, Schneeengeln und
Schneetigern aufgeführt. Danach konnte man sich durch die Kin-
der und Jugendlichen mit Kaffee und leckerem selbstgebackenem
Kuchen verwöhnen lassen. Ein großes Dankeschön gilt an dieser
Stelle allen Eltern, Freunden und Bekannten, die das Jugendhaus
durch ihre Besuche und Spenden unterstützen. Natürlich können
auch während der Schulzeit die Kinder abwechslungsreiche Ange-
bote im Jugendhaus nutzen, also holt euch den neuen Flyer für
März ab oder ruft an unter der Tel,Nr.03636/703400.
Veranstaltungsplan März 2009

Do., 05.03.15.30 Uhr Sportliche Spiele Turnhalle kostet nix
Fr., 06.03. 15.00 Uhr Wir basteln für den  Frauentag kostet nix
Sa., 07.03.14.30 Uhr  Frauentagsfeier> nachstehend gesonderter Hinweis
Di., 10.03. 15.00 Uhr "Spiel mit" Spielmobil on Haus kostet nix
Mi., 11.03. 15.00 Uhr Lustige Eisbecher Kosten 1,00 €
Do., 12.03.15.30 Uhr Sportliche Spiele Turnhalle kostet nix
Fr., 13.03.  15.00 Uhr Atementspannung& Fantasiereisen Kosten 0,50 €
Sa.,14.03. 15.00 Uhr Wir backen Muffin's Kosten 1,00 €

     18.00 Uhr Billardturnier ab 12 Jahre Kosten 1,00 €
Di., 17.03. 15.00 Uhr Leckerer Obstsalat Kosten 1,00 €
Mi., 18.03. 15.00 Uhr Mädchennachmittag
Do.,19.03. 15.30 Uhr Sportliche Spiele Turnhalle kostet nix
Fr.,  20.03. 15.00 Uhr Kreatives zum Frühling Kosten 1,00 €
Sa., 21.03.15.00 Uhr Kickerturnier ab 7 Jahre Kosten 1,00 €
Di., 24.03. 15.00 Uhr Frühlingswanderung & Snack Kosten 1,00 €
Do., 26.03.15.30 Uhr Sportliche Spiele Turnhalle kostet nix
F. , 27.03.  15.00 Uhr Singstar Schlager kostet nix
Sa., 28.03.15.00 Uhr Waffeln backen Kosten 0,50 €

       Sportnachrichten
Fußballansetzungen
Greußen
08.03. 14:00 Uhr VfB Oldisleben - SV BW Greußen II
14.03. 14:30 Uhr SV BW Greußen II- SV 1962 Hauteroda
07.03. 14:30 Uhr SV 62 Westgreußen II - FSV 1990 Grüningen
14.03. 10:00 Uhr Kalbsrieth - SV Blau-Weiß B-Junioren
14.03. 10:30 Uhr Großenehrich - SV Blau-Weiß D-Junioren
15.03. 10:00  Uhr Großenehrich - SV Blau-Weiß F-Junioren
15.03. 14:00  Uhr Sondershausen II - SV Blau-Weiß I
21.03. 10.00  Uhr SV Blau-Weiß D-Junioren - Sondershausen II
21.03. 14:00  Uhr SV Blau-Weiß 1 - Empor Weimar
22.03. 09:30 Uhr SV Blau-Weiß E-Junioren - Sondershausen II
22.03. 10:30  Uhr SV Blau-Weiß F-Junioren - Obertopfstedt
22.03. 14:00  Uhr Empor Sondershausen - SV Blau-Weiß II
Clingen
Kyffhäuserliga
08.03. 14:00 Uhr FSV Schernberg - SG Eintracht Clingen
15.03. 14:00 Uhr SV Eintracht Clingen - Lsg 80 Oberheldrungen
2. Kreisklasse, West
07.03. 14:30 Uhr SV Eintracht Clingen II - FSV Holzthaleben II
14.03. 14:30 Uhr SV 90 Hohenebra - SV Eintracht Clingen II
Westgreußen
Kyffhäuserliga
08.03. 14:00 Uhr VfB Artern 1919 II - SV 62 Westgreußen I
14.03. 14:30 Uhr SV 62 Westgreußen I - FSV Schernberg
2. Kreisklasse, West
07.03. 14:30 Uhr SV 62 Westgreußen II - FSV 1990 Grüningen
15.02. 14:00 Uhr SV 62 Westgreußen II - SV 62 Westgreußen II
Wasserthaleben
1. Kreisklasse, West
08.03. 14:00 Uhr SV 90 Grossenehrich - SV Wasserthaleben
15.03. 14:00 Uhr SV Wasserthaleben - FSV 1999 Trebra
Obertopfstedt
2. Kreisklasse, Staffel West
07.03. 14:30 Uhr SV Großenehrich II - SG Obertopfstedt
14.03. 14:30 Uhr SG Obertopfstedt - FSV 1990 Grüningen

Einladung  zu unserem monatlichen Gruppentreffen
im Seniorenzentrum „Am Waidhof“ Greußen
– Freitag, 13.03.2009  14:00 Uhr
(In der Regel jeden 2. Freitag/ mon 14:00 Uhr) während dieser Zeit
fachgemäße Betreuung unserer Betroffenen.

Programm:
Entlastungsangebote gem. § 45 a -c SGB XI Anfragen, Aussprache

Wir bieten unseren Mitgliedern  beitrags- und kostenfrei:
unendlich viel Unterstützung

Interessenten sind herzlich eingeladen. Wir können mehr tun als man
denkt. Mit herzlichem Dank an Novalis Gesellschaft gemeinnützige
GmbH.

Selbsthilfegruppe 1 Angehörige Demenzkranker Greußen
Wilfried Georgi    0173 922 0380 Tel/Fax 03636 700 489
http://www.alzheimer-thueringen.de Karina Jentsch 036379/40971

Einladung zur  Mitgliederversammlung
Hiermit laden wir alle Mitglieder des SV Blau-Weiß Greußen
e.V. zur Mitgliederversammlung am Freitag, den 03. April 2009
recht herzlich ein.
Beginn: 19:00 Uhr Ort: Landfleischerei B. Krause
Tagesordnung
1. Begrüßung u. Feststellung der Beschlussfähigkeit
2. Bestätigung der Tagesordnung
3. Bericht zum Geschäftsjahr 2007/2008
4. Satzungsänderung (Entwurf)
5. Entlastung des Vorstandes
6. Vorstellung der Kandidaten zur Vorstandswahl
7. Wahl des neuen Vorstandes  8. Sonstiges

Der neue Satzungsentwurf hängt im Schaukasten des SV Blau
Weiß Greußen e.V. aus!

SSV Niedertopfstedt 1991 e.V.
- Aktuelles zum Wettkampfgeschehen
I. 1. Wettkampf Joschi-Cup 2009 am 14.02.2009 in Saalfeld -  Luft-
pistole
2. Kimberly Kühn Schüler/ Treffbild 7/6
10. Tanja Steinmetz Schüler 128 Ringe
12. Julia Wallrodt Schüler 118 Ringe
13. Dominik Beck Schüler 115 Ringe
15. Johanna Göpfert Schüler 103 Ringe
3. Mannschaft (D. Beck, J. Göpfert) 218 Ringe
4. Philipp Göpfert Jugend 350 Ringe
14. Daisy Weisheit Jugend 289 Ringe
4. Mannschaft
    (Ph. Göpfert, D. Weisheit) 639 Ringe
II. Regionalpokal am 15.02.2009 in Urbach - Luftpistole
1. Ch. Windisch Jun. Bm. 341 Ringe
1. P. Strutz Jun. Am. 351 Ringe
1. M. Pforr SKL 371 Ringe
3. Ch. Keitel Jun.Bm. 296 Ringe
3. V. Freytag Jun.B.w 324 Ringe
4. F. Bohn AKL 349 Ringe
4. R. Herrlitz SEN 335 Ringe
III. Landepokal am 21.02.2009 in Suhl - Luftpistole
4. P. Strutz Jun. B 539 Ringe
6. M. Pforr SKL 550 Ringe
6. D. Beck Schüler 143 Ringe
7. Ch. Windisch Jun. Bm 515 Ringe
7. F. Bohn AKL+SEN 363 Ringe
8.  J. Wallrodt Schüler 121 Ringe
9. Ch. Keitel Jun.B. 486 Ringe
15. R. Grüning SKL 531 Ringe
18. R. Herrlitz AKL+SEN 347 Ringe
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Kirchliche Nachrichten

Evangelische Kirche
Gottesdienste:
08.3. 09:30 Uhr Gottesdienst Greußen Gemeindezentrum
15.3. 09:15 Uhr Gottesdienst Pfarrhaus Clingen
15.3. 09:30 Uhr Gottesdienst Greußen Gemeindezentrum
15.3. 09:30 Uhr Kindergottesdienst Greußen Gemeindezentrum
15.3. 10:30 Uhr Gottesdienst Kirche Westgreußen
15.3. 13:00 Uhr Gottesdienst Trebra
15.3. 14:00 Uhr Gottesdienst Niederbösa
15.3. 14:30 Uhr Gottesdienst Kirche Wasserthaleben
22.3. 09:30 Uhr Gottesdienst Seniorenzentrum Greußen
Passionsandachten
2.3. 9:00 Uhr Seniorenzentrum Greußen
9.3. 9:00 Uhr Seniorenzentrum Greußen
16.3. 9:00 Uhr Seniorenzentrum Greußen
23.3. 9:00 Uhr Seniorenzentrum Greußen
Zentrale Bibelwoche:
16.-20.3. Jeweils 19:00 Uhr Gemeindehaus Otterstedt
                (Fahrdienst wird angeboten)
Veranstaltungen:
4.3. 14:00 Uhr Seniorenkreis Greußen
5.3. 14:00 Uhr Bibelnachmittag im Seniorenzentrum: “Jesus von Nazareth“
5.3. 16:00 Uhr Kindersingkreis Pfarrhaus Clingen
5.3. 19:00 Uhr Christ werden – Christ bleiben „Von Gottes Anfang mit

uns – und wie wir Christ werden“
6.3. 14:00 Uhr Weltgebetstag der Frauen aus Papua-Neuguinea

(Pfarrhaus Clingen)
12.3. 16:00 Uhr Kindersingkreis Pfarrhaus Clingen
12.3. 19:00 Uhr Christ werden  Christ bleiben „Von Gottes treue zu uns

und wie wir Christ bleiben“
13.3. 16:00 Uhr Vorkonfirmandenunterricht Gemeindezentrum
14.3. 17:00 Uhr Gottesdienst und  Abschlussfest zum Glaubenskurs

 „Christ werden- Christ bleiben“
19.3. 14:00 Uhr Frauenkreis Trebra
19.3. 16:00 Uhr Kindersingkreis Pfarrhaus Clingen

Zur Weltgebetswoche

Im Glauben gestalten Frauen Zukunft!
Frauen haben im Laufe der Jahrhunderte eine immer bedeutende-
re Rolle bei der Gestaltung des Lebens in ihren Ländern gespielt.
Das 20. Jahrhundert war von noch nie da gewesenen Veränderun-
gen, Revolutionen und Neuerungen geprägt. Die wohl wichtigste
und nicht mehr umkehrbare Veränderung ist, dass Frauen weltweit
als ein bedeutender Faktor und eine große Kraft im öffentlichen
Leben in Erscheinung treten. Heute erkennen wir den Reichtum
und die Vielfalt der Erfahrungen von Frauen in der Vergangenheit,
in der Gegenwart und für die Zukunft. Wir lernen, wie sie in ihrem
täglichen Leben gekämpft und was sie erreicht haben. Trotz
schmerzlicher Rückschläge und schleppender Fortschritte dürfen
wir nicht unterschätzen, wie sich die Stellung der Frauen schrittweise
verbessert hat.
Jetzt, zu Beginn eines neuen Jahrtausends, bestärkt die Kenntnis
der Vergangenheit unsere Hoffnung auf weiteren Fortschritt für die
Frauen und die Gesellschaften, in denen sie leben.
Unsere Fürbitte in diesem Jahr gilt den Frauen und Müttern in
Papua- Neuguinea.

Junioren C
14.03. 09:00 Uhr SV 90 Großenehrich - SG Obertopfstedt
Junioren D
07.03. 10:00 Uhr SV Blau Weiß Greußen - SG Obertopfstedt
14.03. 10:00 Uhr SG Obertopfstedt - SpG Wiehe
Junioren F
08.03. 10:00 Uhr VfB Blau Weiß Voigtstedt - SG Obertopfstedt
Grüningen
2. Kreisklasse, Staffel Ost
14.03. 14:30 Uhr SG Obertopfstedt - FSV 1990 Grüningen
Frauen, Landesklasse West
15.03. 14:00 Uhr FSV 1990 Grüningen - SG Büttstedt/Lengenfeld
Trebra
1. Kreisklasse, Staffel West
08.03. 14:00 Uhr FSV 1999 Trebra - Hachelbicher SV
15.03. 14:00 Uhr SV Wasserthaleben - FSV 1999 Trebra

Papua-Neuguinea bildet den Ostteil der Insel Neuguinea, der
Südostteil wurde bis 1975 von Australien verwaltet. Die Papua sind
die Einwohner von Neuguinea, sie gehören verschiedenen Volks-
gruppen an. Sie sind von dunkler Hautfarbe, Kraushaar und gebo-
gene Nase kennzeichnen ihr äußeres Erscheinungsbild. Sie leben
hauptsächlich von der Landwirtschaft (Selbstversorger), führen aber
auch neben landwirtschaftlichen Produkten Nutzhölzer aus. Es gibt
aber auch Zementwerke, Werften und holzverarbeitende Papier-
fabriken. Die Verkehrswege sind äußerst unzureichend, wichtig ist
der Luft- und Schiffsverkehr.
– Neugierig geworden? –
Dann besuchen Sie uns am Freitag, dem 6. März um 14.00
Uhr im Gemeindesaal , Pfarrhaus Clingen.
Ein interessanter Dia-Vortag wird Sie in diese einzigartige Inselwelt
und die Lebensweise der Papua entführen.
Wir freuen uns aus Sie.

Der Frauenkreis
der evang.-luth. Kirchgemeinde Clingen

Katholische Kirchgemeinde Greußen
Gottesdienste:
Sa., 07.03 18.00 Uhr Vorabendmesse in Greußen
So., 08.03. 17.00 Uhr  Kreuzweg - Gebet
Di., 10.03. keine Messe
Mi., 11.03.  17.00 Uhr Kreuzweg - Gebet
Sa., 14.03. 18.00 Uhr Vorabendmesse in Greußen
So., 15.03. 17.00 Uhr  Kreuzweg - Gebet
Di., 17.03. keine Messe
Do., 19.03. 14.30 Uhr Kreuzweg - Gebet, anschließend  Kaffeetafel

•  Ökumenischer Chor:  Probe dienstags ,19.30 Uhr
   in der Herrenstraße
• Vorinformation:  Ökumenischer Wanderverein „St. Bonifatius Greußen“
 28.03.09 Wanderung in der Region Holzengel/ Bonnrode
• Türkollekte:  1. Sonntag im Monat „Baukollekte“
• Tel.: Herr Pfarrer Albrecht: 0 36 32/ 54 32 38;  Kath. Pfarramt Greußen
    0 36 36 / 70 34 43; Frau Sieling: 0 36 36/77 88 55
• Kirchenreinigung ab 13.03.09 Gruppe 4

Neuapostolische Kirche Greußen
So., 08.03. 09.30 Uhr GD mit Taufe Sömmerda
So., 15.03. 09.30 Uhr GD in Greußen
So., 22.03. 09.30 Uhr GD in Greußen  11.00 Uhr Jgd.-GD in LSZ
So., 29.03. 09.30 Uhr GD in Greußen

Kultusminister Bernward Müller besuchte
Theater Nordhausen
Prominenten Besuch konnten der Intendant der Theater Nord-
hausen/Loh Orchester Sondershausen GmbH, Lars Tietje, und
Verwaltungsdirektorin Angela Kalms am vergangenen Wochen-
ende begrüßen.

Thüringens Kultusminister Bernward Müller hat sich im Rahmen
seines Antrittsbesuchs am Samstag die Vorstellung „Eine Nacht
in Venedig“ angesehen. Lars Tietje zeigte dem Gast zuvor bei

Sonstiges
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             Geburtstage der älteren Bürger
                 der Verwaltungsgemeinschaft Greußen
Wir gratulieren zum  65., 70., 75. Jubiläum und ab dem 80. Geburtstag

Greußen
05.03. Frau Charlotte Gimmerthal ............ zum 83. Geburtstag
05.03. Herrn Paul Urbanski ...................... zum 80. Geburtstag
08.03. Herrn Günter Knobloch ................ zum 75. Geburtstag
11.03. Frau Sonja Peter .......................... zum 70. Geburtstag
12.03. Herrn Josef Harbich ..................... zum 80. Geburtstag
13.03. Herrn Horst Schettler .................... zum 85. Geburtstag
13.03. Frau Elfriede Leder ........................zum 80. Geburtstag
16.03. Herrn Horst Popp ......................... zum 70. Geburtstag
17.03. Frau Anna König .......................... zum 95. Geburtstag
17.03. Frau Gertrud Zurell ........................zum 88. Geburtstag
17.03. Herrn Hubert Weiß ........................zum 82. Geburtstag
18.03. Frau Liselotte Meerstedt ............... zum 80. Geburtstag
nachträglich
01.03. Frau Edeltraud Kühnl ..................... zum 83. Geburtstag
02.03. Frau Charlotte Günther ................. zum 88. Geburtstag
03.03. Herrn Werner Wallrodt ...................zum 85. Geburtstag
04.03. Frau Ingeborg Herdler ...................zum 85. Geburtstag
04.03. Herrn Manfred Knoch ....................zum 75. Geburtstag
04.03. Herrn Ewald Stähle ...................... zum 70. Geburtstag
Grüningen
12.03. Frau Margarete Heßland................ zum 91. Geburtstag
16.03. Herrn Wilhelm Melzer .................... zum 85. Geburtstag
nachträglich
02.03. Frau Ruth Stallknecht .................... zum 88. Geburtstag
03.03. Frau Margarete Till ......................... zum 82. Geburtstag
Clingen
18.03. Frau Edda Haupt ........................... zum 70. Geburtstag
nachträglich
01.03. Herrn Kurt Kästner ........................ zum 85. Geburtstag
Niedertopfstedt
09.03. Frau Marta Degenhardt ................. zum 86. Geburtstag
11.03. Herrn Karl Werner ......................... zum 85. Geburtstag
Obertopfstedt
13.03. Frau Charlotte Grüning .................. zum 75. Geburtstag
13.03. Frau Ingrid Landgraf ...................... zum 75. Geburtstag
16.03. Frau Hildegard Weimann ............... zum 86. Geburtstag
nachträglich
04.03. Herrn Horst Kiel .............................zum 70. Geburtstag
Wasserthaleben
nachträglich
04.03. Frau Lieselotte Engel ....................zum 87. Geburtstag
Westgreußen
10.03. Frau Hanne-Lore Hähnel ............... zum 75. Geburtstag
Trebra
nachträglich
01.03. Frau Hilde Bracke .......................... zum 80. Geburtstag
Niederbösa
16.03. Frau Leni Isserstedt ...................... zum 75. Geburtstag

Herzlichen Glückwunsch

                  Wir gratulieren

Für die zahlreichen Glückwünsche,
Blumen und Geschenke
 anlässlich meines

möchte ich mich herzlich bei
meinen Töchtern, Schwiegersöhnen,
Enkeln, Urenkeln, Verwandten, Nachbarn
und Bekannten bedanken.
Ein herzliches Dankeschön richte ich auch an
die Bürgermeisterin, Frau Mosebach, die
Ortsgruppe der Volkssolidarität Westgreußen
und den Landrat des Kyffhäuserkreises.

Hilde Weimann
Westgreußen, im Februar 2009

einem Rundgang das Theater und berichtete stolz über die gute
Entwicklung des Hauses und Orchesters.
Der Minister erkundigte sich v. a. über den Stand der Finanzie-
rung, die konkreten Konsequenzen durch die Absenkung des
Landeszuschusses und die Perspektiven des einzigen Theaters
und Orchesters Nordthüringens. Anschließend genoss er aus-
drücklich die ausverkaufte Operettenvorstellung, bei der alle
Ensembles des Hauses mitwirkten.
Intendant Lars Tietje, Kultusminister Bernward Müller,
Verwaltungsdirektorin Angela Kalms und Eberhard Langenfeld,
Referatsleiter im Kultusministerium. (v. li.)

Foto: Birgit Susemih

HochzeitHochzeit

Zwei Menschen sagen Dankeschön
zu all dem festlichen Geschehen,
zu all den zahlreichen Wünschen, Blumen,
Geldzuwendungen und Geschenken.

Wir werden noch
lange an
unsere

zurückdenken.

Aus diesem Anlass möchten wir es nicht versäumen, uns auf
diesem Wege noch einmal bei unseren Eltern, Verwandten,
Freunden und Bekannten, den fleißigen Bäckerinnen, der
Standesbeamtin Frau Dießl, bei Rosi und Angelika, den Arbeits-
kollegen der VG Greußen, bei Herrn Schelletter für die musika-
lische Umrahmung und der „Teeni-” und Damen - Tanzgruppe
des Niedertopfstedter Karnevalsclubs zu bedanken.

Kay Nohl, Annett Knörig-Nohl geb. Rusche

und Pascal                 Niedertopfstedt, im Februa 2009

Es ist mir ein Bedürfnis, mich bei
meinem lieben Mann,meinen Kindern

mit Familien, meinen Schwiegereltern und
allen Verwandten herzlich zu bedanken.
Ebenso ein Danke an meine Freunde,
Sportfreunde, Geschäftspartner, Gäste
und Bekannte für die Überraschungen

zu meinem

Zum Gelingen meiner Feier
trugen ebenfalls bei:

Partyservice Neblung Otten-
hausen, Harald und Nico mit
Musik und unsere Gabi.

Marlis Hoffmann
15. Februar 2009
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Danksagung

Eine Stimme, die uns vertraut war, schweigt.
Ein Mensch, der uns lieb war, ging.
Was und bleibt, sind Liebe, Dank
und Erinnerung

Wir haben Abschied genommen  von
unserer lieben Mutter, Schwiegermutter,
herzensguten Oma und Uroma.

Johanna Etzel
        * 16.10.1924    † 09.02.2009

Herzlich danken wir allen Verwandten, Bekannten und Nach-
barn, die unserer lieben Entschlafenen auf ihrem letzten Weg
begleiteten und ihre Anteilnahme auf so vielfältige Weise zum
Ausdruck brachten.
Dank gebührt dem Bestattungsinstitut Pietät Hettler für die
würdevolle Ausgestaltung der Trauerfeier, Frau Pastorin
Heckert für ihre einfühlsamen Worte sowie Betti´s Schlemmer-
land für die gute Bewirtung der Trauergäste.
Ein besonderer Dank gilt dem Praxisteam Herrn Dipl. Med. I.
Bräuer, Carmen und Andrea für das aufgebrachte Verständnis.

In stillem Gedenken
Eberhard Etzel und Familie
Dagmar Meerstedt und Familie

Clingen und Walschleben, im Februar 2009

Danksagung

Du hast ein gutes Herz besessen,
nun ruht es still und unvergessen.
Erlöst bist du, hast deinen Frieden.
Für uns ist nur der Schmerz geblieben.

Nachdem wir Abschied von unserem
lieben Sohn, Vater, Lebensgefährten,
Bruder und Enkel

Michael Gräser
    * 24.07.1957     † 14.02.2009

genommen haben, möchten wir uns bei allen Verwand-
ten, Freunden und Bekannten für die überaus zahlreichen
Beweise aufrichtiger Anteilnahme durch stillen Hände-
druck, liebevoll geschriebene und gesprochene Worte,
Blumen, Geldzuwendungen und durch die Teilnahme an
der Trauerfeier recht herzlich bedanken.
Besonderer Dank gilt dem Redner, Herrn Schleenvoigt, für
seine tröstenden Worte, dem Bestattungshaus Mlicki und
Partner sowie der Gaststätte „Zum Frosch“ für die Bewir-
tung der Trauergäste.

In stiller Trauer
seine Eltern Paul und Siegrid Gräser
Söhne Sebastian und
Christian mit Familien
Lebensgefährtin Gabi
seine Geschwister und Oma

Wasserthaleben, Nordhausen, Kehmstedt, Straußfurt,
Sondershausen, im Februar 2009

Vertrauensmann
Holger
Schleenvoigt
99718 Greußen · Neustadt 25
Tel. 0 36 36 / 70 03 65
E-Mail:
schleenvoigt@hukvm.de

Bestattungshaus

Joachim Weichert
Oberdorf 6 • 99631 Ottenhausen

Steinweg 12 • 99718 Greußen
Mo-Fr 09.00 -13.00 Uhr

In der schweren Stunde des Abschieds immer erreichbar!
Tag u. Nacht  03636/ 70 35 31 oder 0172 8601882

  Zum 75. Geburtstag

Wieder ist ein Jahr vergangen,

grad erst hat es angefangen,

tröste dich und bleibe froh,

andern geht es ebenso. Lass

dich durch nichts verdrießen,

frohe Stunden zu genießen,

dann sagst du in einem Jahr:

Dieses Jahr war wunderbar.

Zu deinem Ehrentag

wünschen wir dir aus dem

Schwarzwald alles Gute

Raimund, deine Annett,

Isabell und Kira

Kehl-Marlen,

den 04.03.2009
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Getränkefachmarkt
Angebote vom 05.03. - 18.03.2009

Wir suchen Partner, die einen Getränke-Shop
in eigener Regie führen wollen.

Informieren Sie sich: Tel. (0 66 70) 717
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www.team-getraenke.de

Getränkemarkt
Aldi Markt • GreußenAldi Markt • GreußenAldi Markt • GreußenAldi Markt • GreußenAldi Markt • Greußen

Nordhäuser Str. 77

Neunspringer

Premiumpils

incl. Skatspiel
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20 x 0,5
zzgl. € 3,10
Pfand

€ 1,10/l

Gratis CouponGratis Coupon
Eine Flasche Antonius Quelle

erhalten Sie vom 05.03.- 14.03.2009
gegen Vorlage dieser Anzeige
in unseren Getränkemärkten.

Sie zahlen nur den Pfandbetrag.

€10,99
20 x 0,5
zzgl. € 3,10
Pfand

€ 1,20/l

 €11,99

20 x 0,5
zzgl. € 3,10
Pfand

€ 1,00/l

Holsten

€ 9,99

20 x 0,5
zzgl. € 3,10
Pfand

€ 1,10/l

€ 2,99

Cab Banane

         & Bier 6er

6x 0,33
zzgl. € 0,48
Pfand

€ 1,51/l
€ 4,99

12 x 1,00
zzgl. € 3,30
Pfand

€ 0,42/l

Förstina

                  Spritzig + Still

12 x 1,00
zzgl. € 3,30
Pfand

€ 0,58/l

€ 6,99
Vita Cola

Henninger

Kaiserpils+Radler

€10,99

Radeberger

€ 0,40
Libella Multi ACE

0,50
zzgl. € 0,08
Pfand

€ 0,80/l

natürlich im

Restaurant im Kulturhaus Greußen
99718 Greußen, Neustadt 36

Öffnungszeiten:  Freitag 17-23 Uhr / Samstag 11-24 Uhr /  Sonntag 11-23 Uhr
Reservierungen: Mo-Do von 7-19 Uhr   036201/62501

               Freitag bis Sonntag     03636/778946
Auch außerhalb unserer Öffnungszeiten richten wir gern Ihre Feierlichkeit aus

(Räumlichkeiten von 10-300 Pers.) oder liefern Ihre Bestellung an den Ort Ihrer Wahl.
Lassen Sie sich von uns verwöhnen und genießen Sie die Atmosphäre bei uns.

Lust auf mehr?  – Wo?

    Jeden 1. Sonntag im Monat von 11 - 14 Uhr

  Brunchbuffet mit Life-Kochen
Essen Sie soviel Sie wollen, aus einer riesigen Auswahl an kalten Speisen, Suppen,
Vorspeisen, Hauptgerichten - ein Koch bereitet vor Ihren Augen Speisen zu - sowie
verschiedenen Salaten u. Desserts zum Preis von 15 €  (Kinder bis 7 Jahre frei, von 7 -10  Jahre 7,50 €)

Schwelgen Sie in Erinnerungen bei unserer

Frauentagsfeier am 07. März ab 18 Uhr

mit Musik und vielen Überraschungen für Betriebe, Gruppen und Einzelpersonen
zum Preis von 16€, ab 10 Pers. 14€, ab 20 Pers. 11€ (darin enthalten Eintritt und Speisen)

Ackerland zu pachten oder
zu kaufen gesucht – in den Ge-
markungen Großenehrich, Rohnstedt,
Horn-, Haus,- und Mittelsömmern
Landwirtschaftsbetrieb Schickler

Tel.: 0171/ 9383914

Vermiete in Holzengel
63,5 m2 Ofenheizung 2 Zimmer,
1 Kammer, 1 Abstellraum,
Duschbad mit WC, Küche Miete
ohne Nebenkosten 167,58 €

80m2 Ofenheizung 3 Zimmer,
1 Abstellraum, Badezimmer, Kü-
che - Miete ohne Nebenkosten
216,45 €
Tel. nach 13 Uhr 0175/ 1229570

Holzbrunnen bzw. Pflanz-
trog  (Trog mit Mann und Zigar-
re)  sehr dekorativ, Trog: B 105
x T 53 x H 47 cm; Mann H 120 cm
ø 33 cm für 90,-€ zu verkaufen.
Tel.: 03636/ 70 07 55

Liebe Aktionäre und
Biertrinker!  Hier eine

Weisheit des Tages
(von Thomas Matterne)

Wer vor 18 Monaten 1.158,48 €
in die Aktien der Commerzbank
investiert hat,
musste
sich 18 Monate lang über
fallende Kurse ärgern und hat
heute noch 215,28 € übrig.

Wer vor 18 Monaten 1.158,48 €
in Holsten Bier investiert hat,
konnte:
-  18 Monate lang jede Woche

einen Kasten herrliches
Holsten genießen

-  war ständig heiter
-  hatte viel Spaß
-  hat den Regenwald gerettet
-  und hat heute noch....

(Achtung, jetzt kommt's)...

Leergut im Wert von 223,20 € !!!



MichaelHaustechnik Jung
GmbH & Co.KGGartenstrasse 1

99634  Schilfa
Tel.: 036376/ 5 80 27
Fax: 036376/ 5 38 55
Funk: 0173/ 5 61 66 61

Beratung - Planung - Ausführung
24-Stundenservice

•Wartungsarbeiten von Öl- und Gasanlagen
•Einbau von Heizungs- und Sanitäranlagen
•Badmodernisierung inkl. Fliesenarbeiten
•Einbau von Solaranlagen u. Wärmepumpen
•Klempnerservice
•Anlagenbau
•Schweißarbeiten

Haustechnik JungHaustechnik Jung

Erd- und Feuerbestattungen

Seit 1992 vertrauen Angehörige auf unsere
Erfahrung und Hilfe im Trauerfall.

Auf Wunsch Hausbesuch

✆ 03636/ 778735  Greußen • Neustadt 50 ✆ 03636/ 778737

Inhaber Thomas Kriese

      Für ein ehrendes Denkmal Für einen würdevollen AbschiedI
N
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Udo Kriese
BestattungshausBestattungshaus
Udo Kriese

Beratungsstelle:

Kostenloses Info-Tel.: 08 00-1 81 76 16
E-Mail: info@vlh.de, www.vlh.de

Schulstraße 23
99718 Grüningen

Tel.: 03636/ 700307 und 0179 1175571
Ansprechpartner Cornelia Elsner

RADFAHREN, KLIMA

RETTEN UND TOLLE

PREISE GEWINNEN!

JETZT ANMELDEN UNTER

WWW.KLIMA-TOUR.DE

Hauptstr. 36 Wenigenehrich
Tel. 03 63 70 / 4 02 35 • Fax. 03 63 70 / 4 06 41
www.maler-rodler.de

● Ausführung von Maler- und Lackiererarbeiten
● Dekorative Wandbeschichtungen
● Fassadengestaltung
● Belagarbeiten

Jens Rodler


